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I) Änderungen des Strafgesetzbuches (StGB) 

Überblick über die abgebildeten Normen:  
§ 78a Ruhen 
§ 174 Sexueller Missbrauch an Schutzbefohlenen 
§ 174a Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder Kranken 
und Hilfsbedürftigen in Einrichtungen  
§ 174b Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung  
§ 174c Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- oder 
Betreuungsverhältnisses  
§ 176 Sexueller Missbrauch von Kindern 
§ 176a Sexueller Missbrauch von Kindern ohne Körperkontakt mit dem Kind 
§ 176b Vorbereitung des sexuellen Missbrauchs von Kindern 
§ 176c Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 
§ 176d Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 
§ 180 Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger 
§ 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 
§ 184l Inverkehrbringen, Erwerb und Besitz von Sexpuppen mit kindlichem 
Erscheinungsbild  

 

Text alt Text neu 
§ 78b 
(1) Die Verjährung ruht  
1. bis zur Vollendung des 30. 
Lebensjahres des Opfers bei Straftaten 
nach den §§ 174 bis 174c, 176 bis 178, 
180 Absatz 3, §§ 182, 225, 226a und 237, 
2. solange nach dem Gesetz die 
Verfolgung nicht begonnen oder nicht 
fortgesetzt werden kann; dies gilt nicht, 
wenn die Tat nur deshalb nicht verfolgt 
werden kann, weil Antrag, Ermächtigung 

§ 78b 
(1) Die Verjährung ruht 

  

1. bis zur Vollendung des 30. 
Lebensjahres des Opfers bei Straftaten 
nach den §§ 174 bis 174c, 176 bis 178, 
182, 184b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 
auch in Verbindung mit Absatz 2, §§ 
225, 226a und 237, 

  
2. solange nach dem Gesetz die 
Verfolgung nicht begonnen oder nicht 



oder Strafverlangen fehlen.  
(2) Steht der Verfolgung entgegen, daß 
der Täter Mitglied des Bundestages oder 
eines Gesetzgebungsorgans eines 
Landes ist, so beginnt die Verjährung erst 
mit Ablauf des Tages zu ruhen, an dem  
1. die Staatsanwaltschaft oder eine 
Behörde oder ein Beamter des 
Polizeidienstes von der Tat und der 
Person des Täters Kenntnis erlangt oder 
2. eine Strafanzeige oder ein Strafantrag 
gegen den Täter angebracht wird (§ 158 
der Strafprozeßordnung).  
(3) Ist vor Ablauf der Verjährungsfrist ein 
Urteil des ersten Rechtszuges ergangen, 
so läuft die Verjährungsfrist nicht vor 
dem Zeitpunkt ab, in dem das Verfahren 
rechtskräftig abgeschlossen ist. 
 (4) Droht das Gesetz strafschärfend für 
besonders schwere Fälle Freiheitsstrafe 
von mehr als fünf Jahren an und ist das 
Hauptverfahren vor dem Landgericht 
eröffnet worden, so ruht die Verjährung 
in den Fällen des § 78 Abs. 3 Nr. 4 ab 
Eröffnung des Hauptverfahrens, 
höchstens jedoch für einen Zeitraum von 
fünf Jahren; Absatz 3 bleibt unberührt.  
7(5) Hält sich der Täter in einem 
ausländischen Staat auf und stellt die 
zuständige Behörde ein förmliches 
Auslieferungsersuchen an diesen Staat, 
ruht die Verjährung ab dem Zeitpunkt 
des Zugangs des Ersuchens beim 
ausländischen Staat  
1. bis zur Übergabe des Täters an die 
deutschen Behörden,  
2. bis der Täter das Hoheitsgebiet des 
ersuchten Staates auf andere Weise 
verlassen hat,  
3. bis zum Eingang der Ablehnung dieses 
Ersuchens durch den ausländischen 
Staat bei den deutschen Behörden oder  
4. bis zur Rücknahme dieses Ersuchens.  
Lässt sich das Datum des Zugangs des 
Ersuchens beim ausländischen Staat 
nicht ermitteln, gilt das Ersuchen nach 
Ablauf von einem Monat seit der 
Absendung oder Übergabe an den 
ausländischen Staat als zugegangen, 
sofern nicht die ersuchende Behörde 
Kenntnis davon erlangt, dass das 

fortgesetzt werden kann; dies gilt 
nicht, wenn die Tat nur deshalb nicht 
verfolgt werden kann, weil Antrag, 
Ermächtigung oder Strafverlangen 
fehlen. 

(2) Steht der Verfolgung entgegen, daß der 
Täter Mitglied des Bundestages oder eines 
Gesetzgebungsorgans eines Landes ist, so 
beginnt die Verjährung erst mit Ablauf des 
Tages zu ruhen, an dem 

  

1. die Staatsanwaltschaft oder eine 
Behörde oder ein Beamter 
derPolizeidienstes von der Tat und der 
Person des Täters Kenntnis erlangt 
oder 

  

2. eine Strafanzeige oder ein 
Strafantrag gegen den Täter 
angebracht wird (§ 158 der 
Strafprozeßordnung). 

(3) Ist vor Ablauf der Verjährungsfrist ein 
Urteil des ersten Rechtszuges ergangen, so 
läuft die Verjährungsfrist nicht vor dem 
Zeitpunkt ab, in dem das Verfahren 
rechtskräftig abgeschlossen ist. 
(4) Droht das Gesetz strafschärfend für 
besonders schwere Fälle Freiheitsstrafe 
von mehr als fünf Jahren an und ist das 
Hauptverfahren vor dem Landgericht 
eröffnet worden, so ruht die Verjährung in 
den Fällen des § 78 Abs. 3 Nr. 4 ab 
Eröffnung des Hauptverfahrens, höchstens 
jedoch für einen Zeitraum von fünf Jahren; 
Absatz 3 bleibt unberührt. 
(5) Hält sich der Täter in einem 
ausländischen Staat auf und stellt die 
zuständige Behörde ein förmliches 
Auslieferungsersuchen an diesen Staat, 
ruht die Verjährung ab dem Zeitpunkt des 
Zugangs des Ersuchens beim 
ausländischen Staat 

 1. 
bis zur Übergabe des Täters an die 
deutschen Behörden, 

 2. 
bis der Täter das Hoheitsgebiet des 
ersuchten Staates auf andere Weise 
verlassen hat, 

 3. 

bis zum Eingang der Ablehnung 
dieses Ersuchens durch den 
ausländischen Staat bei den 
deutschen Behörden oder 



Ersuchen dem ausländischen Staat 
tatsächlich nicht oder erst zu einem 
späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Satz 
1 gilt nicht für ein 
Auslieferungsersuchen, für das im 
ersuchten Staat auf Grund des 
Rahmenbeschlusses des Rates vom 13. 
Juni 2002 über den Europäischen 
Haftbefehl und die Übergabeverfahren 
zwischen den Mitgliedstaaten (ABl. EG 
Nr. L 190 S. 1) oder auf Grund 
völkerrechtlicher Vereinbarung eine § 
83c des Gesetzes über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen vergleichbare 
Fristenregelung besteht.  
(6) In den Fällen des § 78 Absatz 3 
Nummer 1 bis 3 ruht die Verjährung ab 
der Übergabe der Person an den 
Internationalen Strafgerichtshof oder 
den Vollstreckungsstaat bis zu ihrer 
Rückgabe an die deutschen Behörden 
oder bis zu ihrer Freilassung durch den 
Internationalen Strafgerichtshof oder 
den Vollstreckungsstaat.  
 

 4. bis zur Rücknahme dieses Ersuchens. 

(2) Lässt sich das Datum des Zugangs des 
Ersuchens beim ausländischen Staat nicht 
ermitteln, gilt das Ersuchen nach Ablauf 
von einem Monat seit der Absendung oder 
Übergabe an den ausländischen Staat als 
zugegangen, sofern nicht die ersuchende 
Behörde Kenntnis davon erlangt, dass das 
Ersuchen dem ausländischen Staat 
tatsächlich nicht oder erst zu einem 
späteren Zeitpunkt zugegangen ist. 3Satz 1 
gilt nicht für ein Auslieferungsersuchen, für 
das im ersuchten Staat auf Grund des 
Rahmenbeschlusses des Rates vom 13. 
Juni 2002 über den Europäischen 
Haftbefehl und die Übergabeverfahren 
zwischen den Mitgliedstaaten (ABl. EG Nr. L 
190 S. 1) oder auf Grund völkerrechtlicher 
Vereinbarung eine § 83c des Gesetzes über 
die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen vergleichbare Fristenregelung 
besteht. 
(6) In den Fällen des § 78 Absatz 3 Nummer 
1 bis 3 ruht die Verjährung ab der 
Übergabe der Person an den 
Internationalen Strafgerichtshof oder den 
Vollstreckungsstaat bis zu ihrer Rückgabe 
an die deutschen Behörden oder bis zu 
ihrer Freilassung durch den 
Internationalen Strafgerichtshof oder den 
Vollstreckungsstaat. 
 

  

§ 174 
(1) Wer sexuelle Handlungen 
 
1. an einer Person 
unter sechzehn Jahren, die ihm 
zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur 
Betreuung in der Lebensführung 
anvertraut ist,  
 
2. an einer Person unter achtzehn 
Jahren, die ihm zur Erziehung, zur 
Ausbildung oder zur Betreuung in der 
Lebensführung anvertraut oder im 
Rahmen eines Dienst- oder 
Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, 
unter Missbrauch einer mit 
dem Erziehungs-, Ausbildungs-, 
Betreuungs-, Dienst- oder 

§ 174 
(1) Wer sexuelle Handlungen 
 
1. an einer Person unter achtzehn Jahren, 
die ihm zur Erziehung oder zur Betreuung 
in der Lebensführung anvertraut ist, 
 
2. an einer Person unter achtzehn Jahren, 
die ihm im Rahmen eines Ausbildungs-
, Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 
untergeordnet ist, unter Missbrauch einer 
mit dem Ausbildungs-, Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis verbundenen 
Abhängigkeit oder  
 
 



Arbeitsverhältnis verbundenen 
Abhängigkeit oder  
 
3. an einer Person unter achtzehn Jahren, die sein leiblicher oder rechtlicher 
Abkömmling ist oder der seines Ehegatten, seines Lebenspartners oder einer Person, 
mit der er in eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft lebt,  
 
 Ebenso wird bestraft, wer unter den 

Voraussetzungen des Satzes 1 den 
Schutzbefohlenen dazu bestimmt, dass er 
sexuelle Handlungen an oder vor einer 
dritten Person vornimmt oder von einer 
dritten Person an sich vornehmen lässt.  
 
 

(3) Wer unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 oder 2  
 
1. sexuelle Handlungen vor dem 
Schutzbefohlenen vornimmt oder  
 

1. sexuelle Handlungen vor dem 
Schutzbefohlenen vornimmt, um sich oder 
den Schutzbefohlenen hierdurch sexuell zu 
erregen, oder  
 
 

2. den Schutzbefohlenen dazu bestimmt, dass er sexuelle Handlungen vor ihm 
vornimmt,  
 
 

um sich oder den Schutzbefohlenen 
hierdurch sexuell zu erregen, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft.  
 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft.  
 
 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 

(4) Der Versuch ist strafbar. 
 
 

(5) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 
1, des Absatzes 2 Nummer 1 oder des 
Absatzes 3 in Verbindung mit Absatz 1 
Nummer 1 oder mit Absatz 2 Nummer 1 
kann das Gericht von einer Bestrafung 
nach dieser Vorschrift absehen, wenn 
das Unrecht der Tat gering ist.  
 
 

(5) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 
1 Nummer 1, des Absatzes 2 Satz 
1 Nummer 1 oder des Absatzes 3 in 
Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
oder mit Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 kann 
das Gericht von einer Bestrafung nach 
dieser Vorschrift absehen, wenn das 
Unrecht der Tat gering ist.  
 

§ 174a 
(1) Wer sexuelle Handlungen an einer 
gefangenen oder auf behördliche 
Anordnung verwahrten Person, die ihm 
zur Erziehung, Ausbildung, 

§ 174a 
(1) Wer sexuelle Handlungen an einer 
gefangenen oder auf behördliche 
Anordnung verwahrten Person, die ihm zur 
Erziehung, Ausbildung, Beaufsichtigung 



Beaufsichtigung oder Betreuung 
anvertraut ist, unter Mißbrauch seiner 
Stellung vornimmt oder an sich von der 
gefangenen oder verwahrten Person 
vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft.  
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer eine 
Person, die in einer Einrichtung für 
kranke oder hilfsbedürftige Menschen 
aufgenommen und ihm zur 
Beaufsichtigung oder Betreuung 
anvertraut ist, dadurch mißbraucht, daß 
er unter Ausnutzung der Krankheit oder 
Hilfsbedürftigkeit dieser Person sexuelle 
Handlungen an ihr vornimmt oder an 
sich von ihr vornehmen läßt. 

oder Betreuung anvertraut ist, unter 
Mißbrauch seiner Stellung vornimmt oder 
an sich von der gefangenen oder 
verwahrten Person vornehmen läßt oder 
die gefangene oder verwahrte Person zur 
Vornahme oder Duldung sexueller 
Handlungen an oder von einer dritten 
Person bestimmt, wird mit Freiheitsstrafe 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Person, 
die in einer Einrichtung für kranke oder 
hilfsbedürftige Menschen aufgenommen 
und ihm zur Beaufsichtigung oder 
Betreuung anvertraut ist, dadurch 
mißbraucht, daß er unter Ausnutzung der 
Krankheit oder Hilfsbedürftigkeit dieser 
Person sexuelle Handlungen an ihr 
vornimmt oder an sich von ihr vornehmen 
läßt oder diese Person zur Vornahme oder 
Duldung sexueller Handlungen an oder von 
einer dritten Person bestimmt. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
 

§ 174b 
(1) Wer als Amtsträger, der zur 
Mitwirkung an einem Strafverfahren 
oder an einem Verfahren zur Anordnung 
einer freiheitsentziehenden Maßregel 
der Besserung und Sicherung oder einer 
behördlichen Verwahrung berufen ist, 
unter Mißbrauch der durch das 
Verfahren begründeten Abhängigkeit 
sexuelle Handlungen an demjenigen, 
gegen den sich das Verfahren richtet, 
vornimmt oder an sich von dem anderen 
vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. 

§ 174b 
(1) Wer als Amtsträger, der zur Mitwirkung 
an einem Strafverfahren oder an einem 
Verfahren zur Anordnung einer 
freiheitsentziehenden Maßregel der 
Besserung und Sicherung oder einer 
behördlichen Verwahrung berufen ist, 
unter Mißbrauch der durch das Verfahren 
begründeten Abhängigkeit sexuelle 
Handlungen an demjenigen, gegen den 
sich das Verfahren richtet, vornimmt oder 
an sich von dem anderen vornehmen läßt 
oder die Person zur Vornahme oder 
Duldung sexueller Handlungen an oder von 
einer dritten Person bestimmt, wird mit 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 174c 
(1) Wer sexuelle Handlungen an einer 
Person, die ihm wegen einer geistigen 
oder seelischen Krankheit oder 
Behinderung einschließlich einer 
Suchtkrankheit oder wegen einer 
körperlichen Krankheit oder 
Behinderung zur Beratung, Behandlung 
oder Betreuung anvertraut ist, unter 

§ 174c  
(1) Wer sexuelle Handlungen an einer 
Person, die ihm wegen einer geistigen oder 
seelischen Krankheit oder Behinderung 
einschließlich einer Suchtkrankheit oder 
wegen einer körperlichen Krankheit oder 
Behinderung zur Beratung, Behandlung 
oder Betreuung anvertraut ist, unter 
Mißbrauch des Beratungs-, Behandlungs- 



Mißbrauch des Beratungs-, 
Behandlungs- oder 
Betreuungsverhältnisses vornimmt oder 
an sich von ihr vornehmen läßt, wird mit 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft.  
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer sexuelle 
Handlungen an einer Person, die ihm zur 
psychotherapeutischen Behandlung 
anvertraut ist, unter Mißbrauch des 
Behandlungsverhältnisses vornimmt 
oder an sich von ihr vornehmen läßt. 

oder Betreuungsverhältnisses vornimmt 
oder an sich von ihr vornehmen läßt oder 
diese Person zur Vornahme oder Duldung 
sexueller Handlungen an oder von einer 
dritten Person bestimmt, wird mit 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer sexuelle 
Handlungen an einer Person, die ihm zur 
psychotherapeutischen Behandlung 
anvertraut ist, unter Mißbrauch des 
Behandlungsverhältnisses vornimmt oder 
an sich von ihr vornehmen läßt oder diese 
Person zur Vornahme oder Duldung 
sexueller Handlungen an oder von einer 
dritten Person bestimmt. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 

 
§ 176  
(1) Wer sexuelle Handlungen an einer 
Person unter vierzehn Jahren (Kind) 
vornimmt oder an sich von dem Kind 
vornehmen lässt, wird mit Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu zehn Jahren 
bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Kind 
dazu bestimmt, dass es sexuelle 
Handlungen an einem Dritten vornimmt 
oder von einem Dritten an sich 
vornehmen lässt. 
(3) In besonders schweren Fällen ist auf 
Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr zu 
erkennen. 
(4) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer 
1. sexuelle Handlungen vor einem Kind 
vornimmt, 
2. ein Kind dazu bestimmt, dass es 
sexuelle Handlungen vornimmt, soweit 
die Tat nicht nach Absatz 1 oder Absatz 2 
mit Strafe bedroht ist, 
3. auf ein Kind mittels eines Inhalts (§ 11 
Absatz 3) einwirkt, um 
a) das Kind zu sexuellen Handlungen zu 
bringen, die es an oder vor dem Täter 
oder einer dritten Person vornehmen 
oder von dem Täter oder einer dritten 
Person an sich vornehmen lassen soll, 
oder 
b) eine Tat nach § 184b Absatz 1 Nummer 
3 oder nach § 184b Absatz 3 zu begehen, 

§ 176 
(1) Mit Freiheitsstrafe nicht unter einem 
Jahr wird bestraft, wer  
sexuelle Handlungen an einer Person 
unter vierzehn Jahren (Kind) vornimmt 
oder an sich von dem Kind vornehmen 
lässt,  
ein Kind dazu bestimmt, dass es sexuelle 
Handlungen an einer dritten Person 
vornimmt oder von einer dritten Person an 
sich vornehmen lässt,  
ein Kind für eine Tat nach Nummer 1 oder 
Nummer 2 anbietet oder nachzuweisen 
verspricht.  
(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 
kann das Gericht von Strafe nach dieser 
Vorschrift absehen, wenn zwischen Täter 
und Kind die sexuelle Handlung 
einvernehmlich erfolgt und der 
Unterschied sowohl im Alter als auch im 
Entwicklungsstand oder Reifegrad gering 
ist, es sei denn, der Täter nutzt die 
fehlende Fähigkeit des Kindes zur 
sexuellen Selbstbestimmung aus.  



oder 
4. auf ein Kind mittels eines 
pornographischen Inhalts (§ 11 Absatz 3) 
oder durch entsprechende Reden 
einwirkt. 
(5) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer ein 
Kind für eine Tat nach den Absätzen 1 bis 
4 anbietet oder nachzuweisen verspricht 
oder wer sich mit einem anderen zu einer 
solchen Tat verabredet. 
(6) [1] Der Versuch ist strafbar; dies gilt 
nicht für Taten nach Absatz 4 Nummer 4 
und Absatz 5. [2] Bei Taten nach Absatz 4 
Nummer 3 ist der Versuch nur in den 
Fällen strafbar, in denen eine Vollendung 
der Tat allein daran scheitert, dass der 
Täter irrig annimmt, sein Einwirken 
beziehe sich auf ein Kind. 
 

 

§ 176a 
(1) Der sexuelle Missbrauch von Kindern 
wird in den Fällen des § 176 Abs. 1 und 2 
mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr 
bestraft, wenn der Täter innerhalb der 
letzten fünf Jahre wegen einer solchen 
Straftat rechtskräftig verurteilt worden 
ist. 
(2) Der sexuelle Missbrauch von Kindern 
wird in den Fällen des § 176 Abs. 1 und 2 
mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei 
Jahren bestraft, wenn 
1. eine Person über achtzehn Jahren mit 
dem Kind den Beischlaf vollzieht oder 
ähnliche sexuelle Handlungen an ihm 
vornimmt oder an sich von ihm 
vornehmen lässt, die mit einem 
Eindringen in den Körper verbunden sind, 
2. die Tat von mehreren gemeinschaftlich 
begangen wird oder 
3. der Täter das Kind durch die Tat in die 
Gefahr einer schweren 
Gesundheitsschädigung oder einer 
erheblichen Schädigung der körperlichen 
oder seelischen Entwicklung bringt. 
(3) Mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei 
Jahren wird bestraft, wer in den Fällen 
des § 176 Abs. 1 bis 3, 4 Nr. 1 oder Nr. 2, 
jeweils auch in Verbindung mit § 176 
Absatz 6 Satz 1, als Täter oder anderer 

§ 176a 
(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer 
1. sexuelle Handlungen vor einem Kind 
vornimmt oder vor einem Kind von einer 
dritten Person an sich vornehmen lässt, 
2. ein Kind dazu bestimmt, dass es 
sexuelle Handlungen vornimmt, soweit 
die Tat nicht nach § 176 Absatz 1 Nummer 
1 oder Nummer 2 mit Strafe bedroht ist, 
oder 
3. auf ein Kind durch einen 
pornographischen Inhalt (§ 11 Absatz 3) 
oder durch entsprechende Reden 
einwirkt. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Kind für 
eine Tat nach Absatz 1 anbietet oder 
nachzuweisen verspricht oder wer sich 
mit einem anderen zu einer solchen Tat 
verabredet. 
(3) [1] Der Versuch ist in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 1 und 2 strafbar. [2] 
Bei Taten nach Absatz 1 Nummer 3 ist der 
Versuch in den Fällen strafbar, in denen 
eine Vollendung der Tat allein daran 
scheitert, dass der Täter irrig annimmt, 
sein Einwirken beziehe sich auf ein Kind. 
 



Beteiligter in der Absicht handelt, die Tat 
zum Gegenstand eines pornographischen 
Inhalts (§ 11 Absatz 3) zu machen, der 
nach § 184b Absatz 1 oder 2 verbreitet 
werden soll. 
5(4) In minder schweren Fällen des 
Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren, in minder 
schweren Fällen des Absatzes 2 auf 
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn 
Jahren zu erkennen. 
(5) Mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf 
Jahren wird bestraft, wer das Kind in den 
Fällen des § 176 Abs. 1 bis 3 bei der Tat 
körperlich schwer misshandelt oder 
durch die Tat in die Gefahr des Todes 
bringt. 
(6) [1] In die in Absatz 1 bezeichnete Frist 
wird die Zeit nicht eingerechnet, in 
welcher der Täter auf behördliche 
Anordnung in einer Anstalt verwahrt 
worden ist. [2] Eine Tat, die im Ausland 
abgeurteilt worden ist, steht in den Fällen 
des Absatzes 1 einer im Inland 
abgeurteilten Tat gleich, wenn sie nach 
deutschem Strafrecht eine solche nach § 
176 Abs. 1 oder 2 wäre. 
 
§ 176b 
Verursacht der Täter durch den sexuellen 
Missbrauch (§§ 176 und 176a) wenigstens 
leichtfertig den Tod des Kindes, so ist die 
Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder 
Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren. 
 

§ 176b 
(1) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer auf 
ein Kind durch einen Inhalt (§ 11 Absatz 3) 
einwirkt, um 
1. das Kind zu sexuellen Handlungen zu 
bringen, die es an oder vor dem Täter 
oder an oder vor einer dritten Person 
vornehmen oder von dem Täter oder 
einer dritten Person an sich vornehmen 
lassen soll, oder 
2. eine Tat nach § 184b Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 oder nach § 184b Absatz 3 zu 
begehen. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Kind für 
eine Tat nach Absatz 1 anbietet oder 
nachzuweisen verspricht oder wer sich 
mit einem anderen zu einer solchen Tat 
verabredet. 
(3) Bei Taten nach Absatz 1 ist der Versuch 
in den Fällen strafbar, in denen eine 
Vollendung der Tat allein daran scheitert, 
dass der Täter irrig annimmt, sein 



Einwirken beziehe sich auf ein Kind. 
 

  

 
Neuer Gesetzestext: 
 

§ 176c 
(1) Der sexuelle Missbrauch von Kindern wird in den Fällen des § 176 Absatz 1 Nummer 1 und 2 
mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren bestraft, wenn 
1. der Täter innerhalb der letzten fünf Jahre wegen einer solchen Straftat rechtskräftig verurteilt 
worden ist, 
2. der Täter mindestens achtzehn Jahre alt ist und 
a) mit dem Kind den Beischlaf vollzieht oder ähnliche sexuelle Handlungen an ihm vornimmt 
oder an sich von ihm vornehmen lässt, die mit einem Eindringen in den Körper verbunden sind, 
oder 
b) das Kind dazu bestimmt, den Beischlaf mit einem Dritten zu vollziehen oder ähnliche sexuelle 
Handlungen, die mit einem Eindringen in den Körper verbunden sind, an dem Dritten 
vorzunehmen oder von diesem an sich vornehmen zu lassen, 
3. die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird oder 
4. der Täter das Kind durch die Tat in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung oder 
einer erheblichen Schädigung der körperlichen oder seelischen Entwicklung bringt. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer in den Fällen des § 176 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2, des § 
176a Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 oder Absatz 3 Satz 1 als Täter oder anderer Beteiligter 
in der Absicht handelt, die Tat zum Gegenstand eines pornographischen Inhalts (§ 11 Absatz 3) 
zu machen, der nach § 184b Absatz 1 oder 2 verbreitet werden soll. 
(3) Mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren wird bestraft, wer das Kind in den Fällen des § 176 
Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 bei der Tat körperlich schwer misshandelt oder durch die 
Tat in die Gefahr des Todes bringt. 
(4) [1] In die in Absatz 1 Nummer 1 bezeichnete Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, in welcher 
der Täter auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. [2] Eine Tat, die im 
Ausland abgeurteilt worden ist, steht in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 einer im Inland 
abgeurteilten Tat gleich, wenn sie nach deutschem Strafrecht eine solche nach § 176 Absatz 1 
Nummer 1 oder Nummer 2 wäre. 
 

 
§ 176d  
Verursacht der Täter durch den sexuellen Missbrauch (§§ 176 bis 176c) mindestens leichtfertig 
den Tod eines Kindes, so ist die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht 
unter zehn Jahren. 
 

 
Text alt Text neu 
§ 180 
(1) Wer sexuellen Handlungen einer Person unter sechzehn Jahren an oder vor einem Dritten 
oder sexuellen Handlungen eines Dritten an einer Person unter sechzehn Jahren  
 
1. durch seine Vermittlung oder  
 
2. durch Gewähren oder Verschaffen von Gelegenheit  
 
Vorschub leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Satz 1 



Nr. 2 ist nicht anzuwenden, wenn der zur Sorge für die Person Berechtigte handelt; dies gilt 
nicht, wenn der Sorgeberechtigte durch das Vorschubleisten seine Erziehungspflicht gröblich 
verletzt.  
 
(2) Wer eine Person unter achtzehn Jahren bestimmt, sexuelle Handlungen gegen Entgelt an 
oder vor einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, oder 
wer solchen Handlungen durch seine Vermittlung Vorschub leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  
 

(3) Wer eine Person unter achtzehn Jahren, die 
ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur 
Betreuung in der Lebensführung anvertraut 
oder im Rahmen eines Dienst- oder 
Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, unter 
Missbrauch einer mit dem Erziehungs-, 
Ausbildungs-, Betreuungs-, Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis verbundenen Abhängigkeit 
bestimmt, sexuelle Handlungen an oder vor 
einem Dritten vorzunehmen oder von einem 
Dritten an sich vornehmen zu lassen, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft.  
 
(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 ist der 
Versuch strafbar.  

(3) Im Fall des Absatzes 2 ist der Versuch 
strafbar.  

 
Text alt Text neu 
§ 184b  
(1) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren wird bestraft, wer 
 
1. eine kinderpornographische Schrift 
verbreitet oder der Öffentlichkeit zugänglich 
macht; kinderpornographisch ist eine 
pornographische Schrift (§ 11 Absatz 3), wenn 
sie zum Gegenstand hat: 
a) sexuelle Handlungen von, an oder vor einer 

Person unter vierzehn Jahren (Kind), 

b) die Wiedergabe eines ganz oder teilweise 

unbekleideten Kindes in unnatürlich 

geschlechtsbetonter Körperhaltung oder 

c) die sexuell aufreizende Wiedergabe der 

unbekleideten Genitalien oder des 

unbekleideten Gesäßes eines Kindes, 

 

2. es unternimmt, einer anderen Person den 

Besitz an einer kinderpornographischen 

Schrift, die ein tatsächliches oder 

§ 184b 
[1] Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
zehn Jahren wird bestraft, wer 
1. einen kinderpornographischen Inhalt 
verbreitet oder der Öffentlichkeit zugänglich 
macht; kinderpornographisch ist ein 
pornographischer Inhalt (§ 11 Absatz 3), wenn 
er zum Gegenstand hat: 
a) sexuelle Handlungen von, an oder vor einer 
Person unter vierzehn Jahren (Kind), 
b) die Wiedergabe eines ganz oder teilweise 
unbekleideten Kindes in aufreizend 
geschlechtsbetonter Körperhaltung oder 
c) die sexuell aufreizende Wiedergabe der 
unbekleideten Genitalien oder des 
unbekleideten Gesäßes eines Kindes, 
2. es unternimmt, einer anderen Person einen 
kinderpornographischen Inhalt, der ein 
tatsächliches oder wirklichkeitsnahes 
Geschehen wiedergibt, zugänglich zu machen 
oder den Besitz daran zu verschaffen, 
3. einen kinderpornographischen Inhalt, der 
ein tatsächliches Geschehen wiedergibt, 
herstellt oder 



wirklichkeitsnahes Geschehen wiedergibt, zu 

verschaffen,  

 

3. eine kinderpornographische Schrift, die ein 

tatsächliches Geschehen wiedergibt, herstellt 

oder  

 

4. eine kinderpornographische Schrift 

herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, 

anbietet, bewirbt oder es unternimmt, diese 

Schrift ein- oder auszuführen, um sie oder aus 

ihr gewonnene Stücke im Sinne der Nummer 1 

oder 2 oder des § 184d Absatz 1 Satz 1 zu 

verwenden oder einer anderen Person eine 

solche Verwendung zu ermöglichen, soweit die 

Tat nicht nach Nummer 3 mit Strafe bedroht 

ist.  

 

(2) Handelt der Täter in den Fällen des 

Absatzes 1 gewerbsmäßig oder als Mitglied 

einer Bande, die sich zur fortgesetzten 

Begehung solcher Taten verbunden hat, und 

gibt die Schrift in den Fällen des Absatzes 1 

Nummer 1, 2 und 4 ein tatsächliches oder 

wirklichkeitsnahes Geschehen wieder, so ist 

auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 

zehn Jahren zu erkennen.  

 

(3) Wer es unternimmt, sich den Besitz an einer 

kinderpornographischen Schrift, die ein 

tatsächliches oder wirklichkeitsnahes 

Geschehen wiedergibt, zu verschaffen, oder 

wer eine solche Schrift besitzt, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

 

(4) Der Versuch ist strafbar; dies gilt nicht für 

Taten nach Absatz 1 Nummer 2 und 4 sowie 

Absatz 3.  

 

(5) 1 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 gelten 

nicht für Handlungen, die ausschließlich der 

4. einen kinderpornographischen Inhalt 
herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, 
anbietet, bewirbt oder es unternimmt, diesen 
ein- oder auszuführen, um ihn im Sinne der 
Nummer 1 oder der Nummer 2 zu verwenden 
oder einer anderen Person eine solche 
Verwendung zu ermöglichen, soweit die Tat 
nicht nach Nummer 3 mit Strafe bedroht ist. 
Gibt der kinderpornographische Inhalt in den 
Fällen von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 4 
kein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes 
Geschehen wieder, so ist auf Freiheitsstrafe 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren zu 
erkennen. 
(2) Handelt der Täter in den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 1 gewerbsmäßig oder als 
Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten 
Begehung solcher Taten verbunden hat, und 
gibt der Inhalt in den Fällen des Absatzes 1 
Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 ein tatsächliches 
oder wirklichkeitsnahes Geschehen wieder, so 
ist auf Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren 
zu erkennen. 
(3) Wer es unternimmt, einen 
kinderpornographischen Inhalt, der ein 
tatsächliches oder wirklichkeitsnahes 
Geschehen wiedergibt, abzurufen oder sich 
den Besitz an einem solchen Inhalt zu 
verschaffen oder wer einen solchen Inhalt 
besitzt, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr 
bis zu fünf Jahren bestraft. 
(4) Der Versuch ist in den Fällen des Absatzes 1 
Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 Nummer 1 
strafbar. 
(5) Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3 
gelten nicht für Handlungen, die ausschließlich 
der rechtmäßigen Erfüllung von Folgendem 
dienen: 
1. staatlichen Aufgaben, 
2. Aufgaben, die sich aus Vereinbarungen mit 
einer zuständigen staatlichen Stelle ergeben, 
oder 
3. dienstlichen oder beruflichen Pflichten. 
(6) Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 und Satz 
2 gilt nicht für dienstliche Handlungen im 
Rahmen von strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahren, wenn 
1. die Handlung sich auf einen 
kinderpornographischen Inhalt bezieht, der 
kein tatsächliches Geschehen wiedergibt und 
auch nicht unter Verwendung einer 



rechtmäßigen Erfüllung von Folgendem 

dienen:  

 

1. staatliche Aufgaben,  

 

2. Aufgaben, die sich aus Vereinbarungen mit 

einer zuständigen staatlichen Stelle ergeben, 

oder  

 

3. dienstliche oder berufliche Pflichten.  

2 Absatz 1 Nummer 1 und 4 gilt nicht für 

dienstliche Handlungen im Rahmen von 

strafrechtlichen Ermittlungsverfahren, wenn 

 

1. die Handlung sich auf eine 

kinderpornographische Schrift bezieht, die 

kein tatsächliches Geschehen wiedergibt und 

auch nicht unter Verwendung einer 

Bildaufnahme eines Kindes oder Jugendlichen 

hergestellt worden ist, und 

2.. die Aufklärung des Sachverhalts auf andere 

Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert 

wäre.  

 

(6) 1 Gegenstände, auf die sich eine Straftat 

nach Absatz 1 Nummer 2 oder 3 oder Absatz 3 

bezieht, werden eingezogen. 2 § 74a ist 

anzuwenden. 

Bildaufnahme eines Kindes oder Jugendlichen 
hergestellt worden ist, und 
2. die Aufklärung des Sachverhalts auf andere 
Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert 
wäre. 
(7) [1] Gegenstände, auf die sich eine Straftat 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder 3 oder 
Absatz 3 bezieht, werden eingezogen. [2] § 74a 
ist anzuwenden. 
 
 

 
Neuer Gesetzestext:  
 

§ 184l  
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer  
1. 

eine körperliche Nachbildung eines Kindes oder eines Körperteiles eines Kindes, die 
nach ihrer Beschaffenheit zur Vornahme sexueller Handlungen bestimmt ist, herstellt, 
anbietet oder bewirbt oder 

2. 
mit einer in Nummer 1 beschriebenen Nachbildung Handel treibt oder sie hierzu in oder 
durch den räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt oder 

3. 
ohne Handel zu treiben, eine in Nummer 1 beschriebene Nachbildung veräußert, abgibt 
oder sonst in Verkehr bringt. 

Satz 1 gilt nicht, wenn die Tat nach § 184b mit schwererer Strafe bedroht ist. 



(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer eine in Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 beschriebene Nachbildung erwirbt, besitzt oder in oder durch den räumlichen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 ist der Versuch strafbar. 
(4) Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Absatz 2 gelten nicht für Handlungen, die ausschließlich der 
rechtmäßigen Erfüllung staatlicher Aufgaben oder dienstlicher oder beruflicher Pflichten 
dienen. 
(5) Gegenstände, auf die sich die Straftat bezieht, werden eingezogen. § 74a ist anzuwenden. 
 

 
 
 

II) Änderungen der Strafprozessordnung (StPO) 
 

Überblick über die abgebildeten Normen:  
§ 48a Besonders schutzbedürfte Zeugen; Beschleunigungsgebot 
§ 100a Telekommunikationsüberwachung  
§ 100b Online-Durchsuchung  
§ 100g Erhebung von Verkehrsdaten  
§ 112 Voraussetzungen der Untersuchungshaft; Haftgründe 
§ 112a Haftgrund der Wiederholungsgefahr 

 
Gesetzestext neu:  
 

§ 48a  
(1) Ist der Zeuge zugleich der Verletzte, so sind die ihn betreffenden Verhandlungen, 
Vernehmungen und sonstigen Untersuchungshandlungen stets unter Berücksichtigung seiner 
besonderen Schutzbedürftigkeit durchzuführen. Insbesondere ist zu prüfen,  
ob die dringende Gefahr eines schwerwiegenden Nachteils für das Wohl des Zeugen 
Maßnahmen nach den §§ 168e oder 247a erfordert,  
ob überwiegende schutzwürdige Interessen des Zeugen den Ausschluss der Öffentlichkeit nach 
§ 171b Absatz 1 des Gerichtsverfassungsgeset- zes erfordern und  
inwieweit auf nicht unerlässliche Fragen zum persönlichen Lebensbereich des Zeugen nach § 
68a Absatz 1 verzichtet werden kann.  
Dabei sind die persönlichen Verhältnisse des Zeugen sowie Art und Umstände der Straftat zu 
berücksichtigen.  
(2) Bei Taten zum Nachteil eines minderjährigen Verletzten müssen die ihn betreffenden 
Verhandlungen, Vernehmungen und sonstigen Untersuchungshandlungen besonders 
beschleunigt durchgeführt werden, soweit dies unter Berücksichtigung der persönlichen 
Verhältnisse des Zeugen sowie der Art und Umstände der Straftat zu seinem Schutz oder zur 
Vermeidung von Beweisverlusten geboten ist. 

 
Text alt Text neu 
§ 100a  
(1) 1 Auch ohne Wissen der Betroffenen darf 
die Telekommunikation überwacht und 
aufgezeichnet werden, wenn  
 
1. bestimmte Tatsachen den Verdacht 
begründen, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer eine in Absatz 2 bezeichnete 

§ 100a 
(1) 1Auch ohne Wissen der Betroffenen darf die 
Telekommunikation überwacht und 
aufgezeichnet werden, wenn 

 1. 
bestimmte Tatsachen den Verdacht 
begründen, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer eine in Absatz 2 bezeichnete 



schwere Straftat begangen, in Fällen, in 
denen der Versuch strafbar ist, zu begehen 
versucht, oder durch eine Straftat vorbereitet 
hat,  
 
2. die Tat auch im Einzelfall schwer wiegt und  
 
3. die Erforschung des Sachverhalts oder die 
Ermittlung des Aufenthaltsortes des 
Beschuldigten auf andere Weise wesentlich 
erschwert oder aussichtslos wäre.  
 
2 Die Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation darf auch in der Weise 
erfolgen, dass mit technischen Mitteln in von 
dem Betroffenen genutzte 
informationstechnische Systeme eingegriffen 
wird, wenn dies notwendig ist, um die 
Überwachung und Aufzeichnung 
insbesondere in unverschlüsselter Form zu 
ermöglichen. 3 Auf dem 
informationstechnischen System des 
Betroffenen gespeicherte Inhalte und 
Umstände der Kommunikation dürfen 
überwacht und aufgezeichnet werden, wenn 
sie auch während des laufenden 
Übertragungsvorgangs im öffentlichen 
Telekommunikationsnetz in verschlüsselter 
Form hätten überwacht und aufgezeichnet 
werden können.  
 
(2) Schwere Straftaten im Sinne des Absatzes 
1 Nr. 1 sind:  
 
1. aus dem Strafgesetzbuch:  
 
a) Straftaten des Friedensverrats, des 
Hochverrats und der Gefährdung des 
demokratischen Rechtsstaates sowie des 
Landesverrats und der Gefährdung der 
äußeren Sicherheit nach den §§ 80a bis 82, 
84 bis 86, 87 bis 89a, 89c Absatz 1 bis 4, 94 bis 
100a,  
 
b) Bestechlichkeit und Bestechung von 
Mandatsträgern nach § 108e,  
 
c) Straftaten gegen die Landesverteidigung 
nach den §§ 109d bis 109h,  
 
d) Straftaten gegen die öffentliche Ordnung 

schwere Straftat begangen, in Fällen, in 
denen der Versuch strafbar ist, zu begehen 
versucht, oder durch eine Straftat 
vorbereitet hat, 

 2. 
die Tat auch im Einzelfall schwer wiegt 
und 

 3. 

die Erforschung des Sachverhalts oder die 
Ermittlung des Aufenthaltsortes des 
Beschuldigten auf andere Weise 
wesentlich erschwert oder aussichtslos 
wäre. 

2Die Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation darf auch in der Weise 
erfolgen, dass mit technischen Mitteln in von 
dem Betroffenen genutzte 
informationstechnische Systeme eingegriffen 
wird, wenn dies notwendig ist, um die 
Überwachung und Aufzeichnung insbesondere 
in unverschlüsselter Form zu ermöglichen. 3Auf 
dem informationstechnischen System des 
Betroffenen gespeicherte Inhalte und Umstände 
der Kommunikation dürfen überwacht und 
aufgezeichnet werden, wenn sie auch während 
des laufenden Übertragungsvorgangs im 
öffentlichen Telekommunikationsnetz in 
verschlüsselter Form hätten überwacht und 
aufgezeichnet werden können. 
(2) Schwere Straftaten im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 sind: 

 1.  aus dem Strafgesetzbuch: 

  a)  

Straftaten des Friedensverrats, des 
Hochverrats und der Gefährdung des 
demokratischen Rechtsstaates sowie 
des Landesverrats und der 
Gefährdung der äußeren Sicherheit 
nach den §§ 80a bis 82, 84 bis 86, 87 
bis 89a, 89c Absatz 1 bis 4, 94 bis 100a, 

  b)  
Bestechlichkeit und Bestechung von 
Mandatsträgern nach § 108e, 

  c)  
Straftaten gegen die 
Landesverteidigung nach den §§ 109d 
bis 109h, 

  d)  
Straftaten gegen die öffentliche 
Ordnung nach den §§ 129 bis 130, 

  e)  

Geld- und Wertzeichenfälschung nach 
den §§ 146 und 151, jeweils auch in 
Verbindung mit § 152, sowie nach § 
152a Abs. 3 und § 152b Abs. 1 bis 4, 

  f)  Straftaten gegen die sexuelle 



nach den §§ 129 bis 130,  
 
e) Geld- und Wertzeichenfälschung nach den 
§§ 146 und 151, jeweils auch in Verbindung 
mit § 152, sowie nach § 152a Abs. 3 und § 
152b Abs. 1 bis 4, 
f) Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung in den Fällen der §§ 176a, 
176b und, unter den in § 177 Absatz 6 Satz 2 
Nummer 2 genannten Voraussetzungen, des 
§ 177,  
 
g) Verbreitung, Erwerb und Besitz kinder- 
und jugendpornographischer Inhalte nach § 
184b Absatz 1 und 2, § 184c Absatz 2, 
o) Subventionsbetrug unter den in § 264 Abs. 
2 Satz 2 genannten Voraussetzungen und im 
Falle des § 264 Abs. 3 in Verbindung mit § 263 
Abs. 5,  
 
p) Sportwettbetrug und Manipulation von 
berufssportlichen Wettbewerben unter den 
in § 265e Satz 2 genannten Voraussetzungen,  
 
q) Vorenthalten und Veruntreuen von 
Arbeitsentgelt unter den in § 266a Absatz 4 
Satz 2 Nummer 4 genannten 
Voraussetzungen,  
 
r) Straftaten der Urkundenfälschung unter 
den in § 267 Abs. 3 Satz 2 genannten 
Voraussetzungen und im Fall des § 267 Abs. 
4, jeweils auch in Verbindung mit § 268 Abs. 5 
oder § 269 Abs. 3, sowie nach § 275 Abs. 2 
und § 276 Abs. 2,  
 
s) Bankrott unter den in § 283a Satz 2 
genannten Voraussetzungen,  
 
t) Straftaten gegen den Wettbewerb nach § 
298 und, unter den in § 300 Satz 2 genannten 
Voraussetzungen, nach § 299,  
 
u) gemeingefährliche Straftaten in den Fällen 
der §§ 306 bis 306c, 307 Abs. 1 bis 3, des § 308 
Abs. 1 bis 3, des § 309 Abs. 1 bis 4, des § 310 
Abs. 1, der §§ 313, 314, 315 Abs. 3, des § 315b 
Abs. 3 sowie der §§ 316a und 316c,  
 
v) Bestechlichkeit und Bestechung nach den 
§§ 332 und 334,  

Selbstbestimmung in den Fällen der 
§§ 176, 176c, 176d und, unter den in § 
177 Absatz 6 Satz 2 Nummer 2 
genannten Voraussetzungen, des § 
177, 

  g)  
Verbreitung, Erwerb und Besitz 
kinder- und jugendpornographischer 
Inhalte nach § 184b, § 184c Absatz 2, 

  h)  
Mord und Totschlag nach den §§ 211 
und 212, 

  i)  

Straftaten gegen die persönliche 
Freiheit nach den §§ 232, 232a Absatz 
1 bis 5, den §§ 232b, 233 Absatz 2, den 
§§ 233a, 234, 234a, 239a und 239b, 

  j)  

Bandendiebstahl nach § 244 Abs. 1 Nr. 
2, Wohnungseinbruchdiebstahl nach 
§ 244 Absatz 4 und schwerer 
Bandendiebstahl nach § 244a, 

  k)  
Straftaten des Raubes und der 
Erpressung nach den §§ 249 bis 255, 

  l)  

gewerbsmäßige Hehlerei, 
Bandenhehlerei und gewerbsmäßige 
Bandenhehlerei nach den §§ 260 und 
260a, 

  m) 
Geldwäsche nach § 261, wenn die 
Vortat eine der in den Nummern 1 bis 
11 genannten schweren Straftaten ist, 

  n)  

Betrug und Computerbetrug unter 
den in § 263 Abs. 3 Satz 2 genannten 
Voraussetzungen und im Falle des § 
263 Abs. 5, jeweils auch in Verbindung 
mit § 263a Abs. 2, 

  o)  

Subventionsbetrug unter den in § 264 
Abs. 2 Satz 2 genannten 
Voraussetzungen und im Falle des § 
264 Abs. 3 in Verbindung mit § 263 
Abs. 5, 

  p)  

Sportwettbetrug und Manipulation 
von berufssportlichen Wettbewerben 
unter den in § 265e Satz 2 genannten 
Voraussetzungen, 

  q)  

Vorenthalten und Veruntreuen von 
Arbeitsentgelt unter den in § 266a 
Absatz 4 Satz 2 Nummer 4 genannten 
Voraussetzungen, 

  r)  
Straftaten der Urkundenfälschung 
unter den in § 267 Abs. 3 Satz 2 
genannten Voraussetzungen und im 



 
2. aus der Abgabenordnung:  
 
a) Steuerhinterziehung unter den in § 370 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 genannten 
Voraussetzungen,  
 
b) gewerbsmäßiger, gewaltsamer und 
bandenmäßiger Schmuggel nach § 373,  
 
c) Steuerhehlerei im Falle des § 374 Abs. 2,  
 
3. aus dem Anti-Doping-Gesetz:  
 
Straftaten nach § 4 Absatz 4 Nummer 2 
Buchstabe b,  
 
4. aus dem Asylgesetz:  
 
a) Verleitung zur missbräuchlichen 
Asylantragstellung nach § 84 Abs. 3,  
 
b) gewerbs- und bandenmäßige Verleitung 
zur missbräuchlichen Asylantragstellung 
nach § 84a,  
 
5. aus dem Aufenthaltsgesetz:  
 
a) Einschleusen von Ausländern nach § 96 
Abs. 2,  
 
b) Einschleusen mit Todesfolge und gewerbs- 
und bandenmäßiges Einschleusen nach § 97,  
 
5a. aus dem Ausgangsstoffgesetz:  
 
Straftaten nach § 13 Absatz 3,  
 
6. aus dem Außenwirtschaftsgesetz:  
 
vorsätzliche Straftaten nach den §§ 17 und 
18 des Außenwirtschaftsgesetzes,  
 
7. aus dem Betäubungsmittelgesetz:  
 
a) Straftaten nach einer in § 29 Abs. 3 Satz 2 
Nr. 1 in Bezug genommenen Vorschrift unter 
den dort genannten Voraussetzungen,  
 
b) Straftaten nach den §§ 29a, 30 Abs. 1 Nr. 1, 
2 und 4 sowie den §§ 30a und 30b,  

Fall des § 267 Abs. 4, jeweils auch in 
Verbindung mit § 268 Abs. 5 oder § 
269 Abs. 3, sowie nach § 275 Abs. 2 
und § 276 Abs. 2, 

  s)  
Bankrott unter den in § 283a Satz 2 
genannten Voraussetzungen, 

  t)  

Straftaten gegen den Wettbewerb 
nach § 298 und, unter den in § 300 
Satz 2 genannten Voraussetzungen, 
nach § 299, 

  u)  

gemeingefährliche Straftaten in den 
Fällen der §§ 306 bis 306c, 307 Abs. 1 
bis 3, des § 308 Abs. 1 bis 3, des § 309 
Abs. 1 bis 4, des § 310 Abs. 1, der §§ 
313, 314, 315 Abs. 3, des § 315b Abs. 3 
sowie der §§ 316a und 316c, 

  v)  
Bestechlichkeit und Bestechung nach 
den §§ 332 und 334, 

 2.  aus der Abgabenordnung: 

  a)  

Steuerhinterziehung unter den in § 
370 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 
genannten Voraussetzungen, sofern 
der Täter als Mitglied einer Bande, die 
sich zur fortgesetzten Begehung von 
Taten nach § 370 Absatz 1 verbunden 
hat, handelt, oder unter den in § 370 
Absatz 3 Satz 2 Nummer 5 genannten 
Voraussetzungen, 

  b)  
gewerbsmäßiger, gewaltsamer und 
bandenmäßiger Schmuggel nach § 
373, 

  c)  
Steuerhehlerei im Falle des § 374 Abs. 
2, 

 3.  

aus dem Anti-Doping-Gesetz: 
 
Straftaten nach § 4 Absatz 4 Nummer 2 
Buchstabe b, 

 4.  aus dem Asylgesetz: 

  a)  
Verleitung zur missbräuchlichen 
Asylantragstellung nach § 84 Abs. 3, 

  b)  
gewerbs- und bandenmäßige 
Verleitung zur missbräuchlichen 
Asylantragstellung nach § 84a, 

 5.  aus dem Aufenthaltsgesetz: 

  a)  
Einschleusen von Ausländern nach § 
96 Abs. 2, 

  b)  
Einschleusen mit Todesfolge und 
gewerbs- und bandenmäßiges 



 
8. aus dem Grundstoffüberwachungsgesetz:  
 
Straftaten nach § 19 Abs. 1 unter den in § 19 
Abs. 3 Satz 2 genannten Voraussetzungen,  
 
9. aus dem Gesetz über die Kontrolle von 
Kriegswaffen:  
 
a) Straftaten nach § 19 Abs. 1 bis 3 und § 20 
Abs. 1 und 2 sowie § 20a Abs. 1 bis 3, jeweils 
auch in Verbindung mit § 21,  
 
b) Straftaten nach § 22a Abs. 1 bis 3,  
 
9a. aus dem Neue-psychoaktive-Stoffe-
Gesetz:  
 
Straftaten nach § 4 Absatz 3 Nummer 1 
Buchstabe a,  
 
10. aus dem Völkerstrafgesetzbuch:  
 
a) Völkermord nach § 6,  
 
b) Verbrechen gegen die Menschlichkeit nach 
§ 7,  
 
c) Kriegsverbrechen nach den §§ 8 bis 12,  
 
d) Verbrechen der Aggression nach § 13,  
 
11. aus dem Waffengesetz:  
 
a) Straftaten nach § 51 Abs. 1 bis 3,  
 
b) Straftaten nach § 52 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
Buchstabe c und d sowie Abs. 5 und 6.  
 
(3) Die Anordnung darf sich nur gegen den 
Beschuldigten oder gegen Personen richten, 
von denen auf Grund bestimmter Tatsachen 
anzunehmen ist, dass sie für den 
Beschuldigten bestimmte oder von ihm 
herrührende Mitteilungen entgegennehmen 
oder weitergeben oder dass der Beschuldigte 
ihren Anschluss oder ihr 
informationstechnisches System benutzt.  
 
(4) 1 Auf Grund der Anordnung einer 
Überwachung und Aufzeichnung der 

Einschleusen nach § 97, 

 5a. 
aus dem Ausgangsstoffgesetz: 
 
Straftaten nach § 13 Absatz 3, 

 6.  

aus dem Außenwirtschaftsgesetz: 
 
vorsätzliche Straftaten nach den §§ 17 
und 18 des Außenwirtschaftsgesetzes, 

 7.  aus dem Betäubungsmittelgesetz: 

  a)  

Straftaten nach einer in § 29 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 1 in Bezug genommenen 
Vorschrift unter den dort genannten 
Voraussetzungen, 

  b)  
Straftaten nach den §§ 29a, 30 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 4 sowie den §§ 30a und 
30b, 

 8.  

aus dem Grundstoffüberwachungsgesetz: 
 
Straftaten nach § 19 Abs. 1 unter den in § 
19 Abs. 3 Satz 2 genannten 
Voraussetzungen, 

 9.  
aus dem Gesetz über die Kontrolle von 
Kriegswaffen: 

  a)  
Straftaten nach § 19 Abs. 1 bis 3 und § 
20 Abs. 1 und 2 sowie § 20a Abs. 1 bis 
3, jeweils auch in Verbindung mit § 21, 

  b)  Straftaten nach § 22a Abs. 1 bis 3, 

 9a. 

aus dem Neue-psychoaktive-Stoffe-
Gesetz: 
 
Straftaten nach § 4 Absatz 3 Nummer 1 
Buchstabe a, 

 10. aus dem Völkerstrafgesetzbuch: 

  a)  Völkermord nach § 6, 

  b)  
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
nach § 7, 

  c)  
Kriegsverbrechen nach den §§ 8 bis 
12, 

  d)  Verbrechen der Aggression nach § 13, 

 11. aus dem Waffengesetz: 

  a)  Straftaten nach § 51 Abs. 1 bis 3, 

  b)  
Straftaten nach § 52 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
Buchstabe c und d sowie Abs. 5 und 6. 

(3) Die Anordnung darf sich nur gegen den 
Beschuldigten oder gegen Personen richten, von 
denen auf Grund bestimmter Tatsachen 
anzunehmen ist, dass sie für den Beschuldigten 



Telekommunikation hat jeder, der 
Telekommunikationsdienste erbringt oder 
daran mitwirkt, dem Gericht, der 
Staatsanwaltschaft und ihren im 
Polizeidienst tätigen Ermittlungspersonen (§ 
152 des Gerichtsverfassungsgesetzes) diese 
Maßnahmen zu ermöglichen und die 
erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu 
erteilen. 2 Ob und in welchem Umfang hierfür 
Vorkehrungen zu treffen sind, bestimmt sich 
nach dem Telekommunikationsgesetz und 
der Telekommunikations-
Überwachungsverordnung. 3 § 95 Absatz 2 
gilt entsprechend.  
 
(5) 1 Bei Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 
und 3 ist technisch sicherzustellen, dass  
 
1. ausschließlich überwacht und 
aufgezeichnet werden können:  
 
a) die laufende Telekommunikation (Absatz 1 
Satz 2), oder  
 
b) Inhalte und Umstände der 
Kommunikation, die ab dem Zeitpunkt der 
Anordnung nach § 100e Absatz 1 auch 
während des laufenden 
Übertragungsvorgangs im öffentlichen 
Telekommunikationsnetz hätten überwacht 
und aufgezeichnet werden können (Absatz 1 
Satz 3),  
 
2. an dem informationstechnischen System 
nur Veränderungen vorgenommen werden, 
die für die Datenerhebung unerlässlich sind, 
und  
 
3. die vorgenommenen Veränderungen bei 
Beendigung der Maßnahme, soweit 
technisch möglich, automatisiert rückgängig 
gemacht werden.  
 
2 Das eingesetzte Mittel ist nach dem Stand 
der Technik gegen unbefugte Nutzung zu 
schützen. 3 Kopierte Daten sind nach dem 
Stand der Technik gegen Veränderung, 
unbefugte Löschung und unbefugte 
Kenntnisnahme zu schützen.  
 
(6) Bei jedem Einsatz des technischen Mittels 

bestimmte oder von ihm herrührende 
Mitteilungen entgegennehmen oder 
weitergeben oder dass der Beschuldigte ihren 
Anschluss oder ihr informationstechnisches 
System benutzt. 
(4) 1Auf Grund der Anordnung einer 
Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation hat jeder, der 
Telekommunikationsdienste erbringt oder 
daran mitwirkt, dem Gericht, der 
Staatsanwaltschaft und ihren im Polizeidienst 
tätigen Ermittlungspersonen (§ 152 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes) diese Maßnahmen 
zu ermöglichen und die erforderlichen 
Auskünfte unverzüglich zu erteilen. 2Ob und in 
welchem Umfang hierfür Vorkehrungen zu 
treffen sind, bestimmt sich nach dem 
Telekommunikationsgesetz und der 
Telekommunikations-
Überwachungsverordnung. 3§ 95 Absatz 2 gilt 
entsprechend. 
(5) 1Bei Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 und 3 
ist technisch sicherzustellen, dass 

 1. 
ausschließlich überwacht und 
aufgezeichnet werden können: 

  a) 
die laufende Telekommunikation 
(Absatz 1 Satz 2), oder 

  b) 

Inhalte und Umstände der 
Kommunikation, die ab dem Zeitpunkt 
der Anordnung nach § 100e Absatz 1 
auch während des laufenden 
Übertragungsvorgangs im öffentlichen 
Telekommunikationsnetz hätten 
überwacht und aufgezeichnet werden 
können (Absatz 1 Satz 3), 

 2. 

an dem informationstechnischen System 
nur Veränderungen vorgenommen 
werden, die für die Datenerhebung 
unerlässlich sind, und 

 3. 

die vorgenommenen Veränderungen bei 
Beendigung der Maßnahme, soweit 
technisch möglich, automatisiert 
rückgängig gemacht werden. 

Das eingesetzte Mittel ist nach dem Stand der 
Technik gegen unbefugte Nutzung zu schützen. 
3Kopierte Daten sind nach dem Stand der 
Technik gegen Veränderung, unbefugte 
Löschung und unbefugte Kenntnisnahme zu 
schützen. 
(6) Bei jedem Einsatz des technischen Mittels 



sind zu protokollieren  
 
1. die Bezeichnung des technischen Mittels 
und der Zeitpunkt seines Einsatzes,  
 
2. die Angaben zur Identifizierung des 
informationstechnischen Systems und die 
daran vorgenommenen nicht nur flüchtigen 
Veränderungen,  
 
3. die Angaben, die die Feststellung der 
erhobenen Daten ermöglichen, und  
 
4. die Organisationseinheit, die die 
Maßnahme durchführt. 

sind zu protokollieren 

 1. 
die Bezeichnung des technischen Mittels 
und der Zeitpunkt seines Einsatzes, 

 2. 

die Angaben zur Identifizierung des 
informationstechnischen Systems und die 
daran vorgenommenen nicht nur 
flüchtigen Veränderungen, 

 3. 
die Angaben, die die Feststellung der 
erhobenen Daten ermöglichen, und 

 4. 
die Organisationseinheit, die die 
Maßnahme durchführt. 

 

§ 100b 
(1) Auch ohne Wissen des Betroffenen darf 
mit technischen Mitteln in ein von dem 
Betroffenen genutztes 
informationstechnisches System eingegriffen 
und dürfen Daten daraus erhoben werden 
(Online-Durchsuchung), wenn  
 
1. bestimmte Tatsachen den Verdacht 
begründen, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer eine in Absatz 2 bezeichnete 
besonders schwere Straftat begangen oder in 
Fällen, in denen der Versuch strafbar ist, zu 
begehen versucht hat,  
 
2. die Tat auch im Einzelfall besonders 
schwer wiegt und  
 
3. die Erforschung des Sachverhalts oder die 
Ermittlung des Aufenthaltsortes des 
Beschuldigten auf andere Weise wesentlich 
erschwert oder aussichtslos wäre.  
 
(2) Besonders schwere Straftaten im Sinne 
des Absatzes 1 Nummer 1 sind:  
 
1. aus dem Strafgesetzbuch:  
 
a) Straftaten des Hochverrats und der 
Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates sowie des Landesverrats und 
der Gefährdung der äußeren Sicherheit nach 
den §§ 81, 82, 89a, 89c Absatz 1 bis 4, nach 
den §§ 94, 95 Absatz 3 und § 96 Absatz 1, 
jeweils auch in Verbindung mit § 97b, sowie 
nach den §§ 97a, 98 Absatz 1 Satz 2, § 99 

§ 100b 
(1) Auch ohne Wissen des Betroffenen darf mit 
technischen Mitteln in ein von dem Betroffenen 
genutztes informationstechnisches System 
eingegriffen und dürfen Daten daraus erhoben 
werden (Online-Durchsuchung), wenn  
 
1. bestimmte Tatsachen den Verdacht 
begründen, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer eine in Absatz 2 bezeichnete 
besonders schwere Straftat begangen oder in 
Fällen, in denen der Versuch strafbar ist, zu 
begehen versucht hat,  
 
2. die Tat auch im Einzelfall besonders schwer 
wiegt und  
 
3. die Erforschung des Sachverhalts oder die 
Ermittlung des Aufenthaltsortes des 
Beschuldigten auf andere Weise wesentlich 
erschwert oder aussichtslos wäre.  
 
(2) Besonders schwere Straftaten im Sinne des 
Absatzes 1 Nummer 1 sind:  
 
1. aus dem Strafgesetzbuch:  
 
a) Straftaten des Hochverrats und der 
Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates 
sowie des Landesverrats und der Gefährdung 
der äußeren Sicherheit nach den §§ 81, 82, 89a, 
89c Absatz 1 bis 4, nach den §§ 94, 95 Absatz 3 
und § 96 Absatz 1, jeweils auch in Verbindung 
mit § 97b, sowie nach den §§ 97a, 98 Absatz 1 
Satz 2, § 99 Absatz 2 und den §§ 100, 100a 
Absatz 4,  



Absatz 2 und den §§ 100, 100a Absatz 4,  
 
b) Bildung krimineller Vereinigungen nach § 
129 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 Satz 
3 und Bildung terroristischer Vereinigungen 
nach § 129a Absatz 1, 2, 4, 5 Satz 1 erste 
Alternative, jeweils auch in Verbindung mit § 
129b Absatz 1,  
 
c) Geld- und Wertzeichenfälschung nach den 
§§ 146 und 151, jeweils auch in Verbindung 
mit § 152, sowie nach § 152a Absatz 3 und § 
152b Absatz 1 bis 4,  
 
d) Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung in den Fällen des § 176a 
Absatz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 und, unter 
den in § 177 Absatz 6 Satz 2 Nummer 2 
genannten Voraussetzungen, des § 177,  
 
e) Verbreitung, Erwerb und Besitz 
kinderpornografischer Inhalte in den Fällen 
des § 184b Absatz 2, 
f) Mord und Totschlag nach den §§ 211, 212,  
 
g) Straftaten gegen die persönliche Freiheit 
in den Fällen der §§ 234, 234a Absatz 1, 2, der 
§§ 239a, 239b und Menschenhandel nach § 
232 Absatz 3, Zwangsprostitution und 
Zwangsarbeit nach § 232a Absatz 3, 4 oder 5 
zweiter Halbsatz, § 232b Absatz 3 oder 4 in 
Verbindung mit § 232a Absatz 4 oder 5 
zweiter Halbsatz und Ausbeutung unter 
Ausnutzung einer Freiheitsberaubung nach § 
233a Absatz 3 oder 4 zweiter Halbsatz,  
 
h) Bandendiebstahl nach § 244 Absatz 1 
Nummer 2 und schwerer Bandendiebstahl 
nach § 244a,  
 
i) schwerer Raub und Raub mit Todesfolge 
nach § 250 Absatz 1 oder Absatz 2, § 251,  
 
j) räuberische Erpressung nach § 255 und 
besonders schwerer Fall einer Erpressung 
nach § 253 unter den in § 253 Absatz 4 Satz 2 
genannten Voraussetzungen,  
 
k) gewerbsmäßige Hehlerei, Bandenhehlerei 
und gewerbsmäßige Bandenhehlerei nach 
den §§ 260, 260a,  

 
b) Bildung krimineller Vereinigungen nach § 129 
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 Satz 3 und 
Bildung terroristischer Vereinigungen nach § 
129a Absatz 1, 2, 4, 5 Satz 1 erste Alternative, 
jeweils auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1,  
 
c) Geld- und Wertzeichenfälschung nach den §§ 
146 und 151, jeweils auch in Verbindung mit § 
152, sowie nach § 152a Absatz 3 und § 152b 
Absatz 1 bis 4, 
d) Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung in den Fällen des § 176 
Absatz 1 und der §§ 176c, 176d und, unter den in 
§ 177 Absatz 6 Satz 2 Nummer 2 genannten 
Voraussetzungen, des § 177,  
 
e) Verbreitung, Erwerb und Besitz 
kinderpornografischer Inhalte in den Fällen des 
§ 184b Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2, 
f) Mord und Totschlag nach den §§ 211, 212,  
 
g) Straftaten gegen die persönliche Freiheit in 
den Fällen der §§ 234, 234a Absatz 1, 2, der §§ 
239a, 239b und Menschenhandel nach § 232 
Absatz 3, Zwangsprostitution und Zwangsarbeit 
nach § 232a Absatz 3, 4 oder 5 zweiter Halbsatz, 
§ 232b Absatz 3 oder 4 in Verbindung mit § 232a 
Absatz 4 oder 5 zweiter Halbsatz und 
Ausbeutung unter Ausnutzung einer 
Freiheitsberaubung nach § 233a Absatz 3 oder 4 
zweiter Halbsatz,  
 
h) Bandendiebstahl nach § 244 Absatz 1 
Nummer 2 und schwerer Bandendiebstahl nach 
§ 244a,  
 
i) schwerer Raub und Raub mit Todesfolge nach 
§ 250 Absatz 1 oder Absatz 2, § 251,  
 
j) räuberische Erpressung nach § 255 und 
besonders schwerer Fall einer Erpressung nach 
§ 253 unter den in § 253 Absatz 4 Satz 2 
genannten Voraussetzungen,  
 
k) gewerbsmäßige Hehlerei, Bandenhehlerei 
und gewerbsmäßige Bandenhehlerei nach den 
§§ 260, 260a,  
 
l) besonders schwerer Fall der Geldwäsche nach 
§ 261 unter den in § 261 Absatz 5 Satz 2 



 
l) besonders schwerer Fall der Geldwäsche 
nach § 261 unter den in § 261 Absatz 5 Satz 2 
genannten Voraussetzungen, wenn die Vortat 
eine der in den Nummern 1 bis 7 genannten 
besonders schweren Straftaten ist,  
 
m) besonders schwerer Fall der 
Bestechlichkeit und Bestechung nach § 335 
Absatz 1 unter den in § 335 Absatz 2 Nummer 
1 bis 3 genannten Voraussetzungen,  
 
2. aus dem Asylgesetz:  
 
a) Verleitung zur missbräuchlichen 
Asylantragstellung nach § 84 Absatz 3,  
 
b) gewerbs- und bandenmäßige Verleitung 
zur missbräuchlichen Asylantragstellung 
nach § 84a Absatz 1,  
 
3. aus dem Aufenthaltsgesetz:  
 
a) Einschleusen von Ausländern nach § 96 
Absatz 2,  
 
b) Einschleusen mit Todesfolge oder 
gewerbs- und bandenmäßiges Einschleusen 
nach § 97,  
 
4. aus dem Betäubungsmittelgesetz:  
 
a) besonders schwerer Fall einer Straftat 
nach § 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 5, 6, 10, 
11 oder 13, Absatz 3 unter der in § 29 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 1 genannten Voraussetzung,  
 
b) eine Straftat nach den §§ 29a, 30 Absatz 1 
Nummer 1, 2, 4, § 30a,  
 
5. aus dem Gesetz über die Kontrolle von 
Kriegswaffen:  
 
a) eine Straftat nach § 19 Absatz 2 oder § 20 
Absatz 1, jeweils auch in Verbindung mit § 21,  
 
b) besonders schwerer Fall einer Straftat 
nach § 22a Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 
2,  
 
6. aus dem Völkerstrafgesetzbuch:  

genannten Voraussetzungen, wenn die Vortat 
eine der in den Nummern 1 bis 7 genannten 
besonders schweren Straftaten ist,  
 
m) besonders schwerer Fall der Bestechlichkeit 
und Bestechung nach § 335 Absatz 1 unter den 
in § 335 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 genannten 
Voraussetzungen,  
 
2. aus dem Asylgesetz:  
 
a) Verleitung zur missbräuchlichen 
Asylantragstellung nach § 84 Absatz 3,  
 
b) gewerbs- und bandenmäßige Verleitung zur 
missbräuchlichen Asylantragstellung nach § 84a 
Absatz 1,  
 
3. aus dem Aufenthaltsgesetz:  
 
a) Einschleusen von Ausländern nach § 96 
Absatz 2,  
 
b) Einschleusen mit Todesfolge oder gewerbs- 
und bandenmäßiges Einschleusen nach § 97,  
 
4. aus dem Betäubungsmittelgesetz:  
 
a) besonders schwerer Fall einer Straftat nach § 
29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 5, 6, 10, 11 oder 
13, Absatz 3 unter der in § 29 Absatz 3 Satz 2 
Nummer 1 genannten Voraussetzung,  
 
b) eine Straftat nach den §§ 29a, 30 Absatz 1 
Nummer 1, 2, 4, § 30a,  
 
5. aus dem Gesetz über die Kontrolle von 
Kriegswaffen:  
 
a) eine Straftat nach § 19 Absatz 2 oder § 20 
Absatz 1, jeweils auch in Verbindung mit § 21,  
 
b) besonders schwerer Fall einer Straftat nach § 
22a Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2,  
 
6. aus dem Völkerstrafgesetzbuch:  
 
a) Völkermord nach § 6,  
 
b) Verbrechen gegen die Menschlichkeit nach § 
7,  



 
a) Völkermord nach § 6,  
 
b) Verbrechen gegen die Menschlichkeit nach 
§ 7,  
 
c) Kriegsverbrechen nach den §§ 8 bis 12,  
 
d) Verbrechen der Aggression nach § 13,  
 
7. aus dem Waffengesetz:  
 
a) besonders schwerer Fall einer Straftat 
nach § 51 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 
2,  
 
b) besonders schwerer Fall einer Straftat 
nach § 52 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung 
mit Absatz 5.  
 
(3) 1 Die Maßnahme darf sich nur gegen den 
Beschuldigten richten. 2 Ein Eingriff in 
informationstechnische Systeme anderer 
Personen ist nur zulässig, wenn auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass  
 
1. der in der Anordnung nach § 100e Absatz 3 
bezeichnete Beschuldigte 
informationstechnische Systeme der 
anderen Person benutzt, und  
 
2. die Durchführung des Eingriffs in 
informationstechnische Systeme des 
Beschuldigten allein nicht zur Erforschung 
des Sachverhalts oder zur Ermittlung des 
Aufenthaltsortes eines Mitbeschuldigten 
führen wird.  
 
3 Die Maßnahme darf auch durchgeführt 
werden, wenn andere Personen 
unvermeidbar betroffen werden.  
 
(4) § 100a Absatz 5 und 6 gilt mit Ausnahme 
von Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 entsprechend. 

 
c) Kriegsverbrechen nach den §§ 8 bis 12,  
 
d) Verbrechen der Aggression nach § 13,  
 
7. aus dem Waffengesetz:  
 
a) besonders schwerer Fall einer Straftat nach § 
51 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2,  
 
b) besonders schwerer Fall einer Straftat nach § 
52 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 
5.  
 
(3) 1 Die Maßnahme darf sich nur gegen den 
Beschuldigten richten. 2 Ein Eingriff in 
informationstechnische Systeme anderer 
Personen ist nur zulässig, wenn auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass  
 
1. der in der Anordnung nach § 100e Absatz 3 
bezeichnete Beschuldigte 
informationstechnische Systeme der anderen 
Person benutzt, und  
 
2. die Durchführung des Eingriffs in 
informationstechnische Systeme des 
Beschuldigten allein nicht zur Erforschung des 
Sachverhalts oder zur Ermittlung des 
Aufenthaltsortes eines Mitbeschuldigten führen 
wird.  
 
3 Die Maßnahme darf auch durchgeführt 
werden, wenn andere Personen unvermeidbar 
betroffen werden.  
 
(4) § 100a Absatz 5 und 6 gilt mit Ausnahme von 
Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 entsprechend. 

§ 100g 
(1) 1 Begründen bestimmte Tatsachen den 
Verdacht, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer  
 
1. eine Straftat von auch im Einzelfall 
erheblicher Bedeutung, insbesondere eine in 

§ 100g 
(1) 1 Begründen bestimmte Tatsachen den 
Verdacht, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer  
 
1. eine Straftat von auch im Einzelfall 
erheblicher Bedeutung, insbesondere eine in § 



§ 100a Absatz 2 bezeichnete Straftat, 
begangen hat, in Fällen, in denen der Versuch 
strafbar ist, zu begehen versucht hat oder 
durch eine Straftat vorbereitet hat oder  
 
2. eine Straftat mittels Telekommunikation 
begangen hat,  
 
so dürfen Verkehrsdaten (§ 96 Absatz 1 des 
Telekommunikationsgesetzes und § 2a 
Absatz 1 des Gesetzes über die Errichtung 
einer Bundesanstalt für den Digitalfunk der 
Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben) erhoben werden, 
soweit dies für die Erforschung des 
Sachverhalts erforderlich ist und die 
Erhebung der Daten in einem angemessenen 
Verhältnis zur Bedeutung der Sache steht. 2 
Im Fall des Satzes 1 Nummer 2 ist die 
Maßnahme nur zulässig, wenn die 
Erforschung des Sachverhalts auf andere 
Weise aussichtslos wäre. 3 Die Erhebung 
gespeicherter (retrograder) Standortdaten ist 
nach diesem Absatz nur unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 2 zulässig. 4 
Im Übrigen ist die Erhebung von 
Standortdaten nur für künftig anfallende 
Verkehrsdaten oder in Echtzeit und nur im 
Fall des Satzes 1 Nummer 1 zulässig, soweit 
sie für die Erforschung des Sachverhalts oder 
die Ermittlung des Aufenthaltsortes des 
Beschuldigten erforderlich ist.  
 
(2) 1 Begründen bestimmte Tatsachen den 
Verdacht, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer eine der in Satz 2 bezeichneten 
besonders schweren Straftaten begangen 
hat oder in Fällen, in denen der Versuch 
strafbar ist, eine solche Straftat zu begehen 
versucht hat, und wiegt die Tat auch im 
Einzelfall besonders schwer, dürfen die nach 
§ 113b des Telekommunikationsgesetzes 
gespeicherten Verkehrsdaten erhoben 
werden, soweit die Erforschung des 
Sachverhalts oder die Ermittlung des 
Aufenthaltsortes des Beschuldigten auf 
andere Weise wesentlich erschwert oder 
aussichtslos wäre und die Erhebung der 
Daten in einem angemessenen Verhältnis zur 
Bedeutung der Sache steht. 2 Besonders 
schwere Straftaten im Sinne des Satzes 1 

100a Absatz 2 bezeichnete Straftat, begangen 
hat, in Fällen, in denen der Versuch strafbar ist, 
zu begehen versucht hat oder durch eine 
Straftat vorbereitet hat oder  
 
2. eine Straftat mittels Telekommunikation 
begangen hat,  
 
so dürfen Verkehrsdaten (§ 96 Absatz 1 des 
Telekommunikationsgesetzes und § 2a Absatz 1 
des Gesetzes über die Errichtung einer 
Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden 
und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben) 
erhoben werden, soweit dies für die Erforschung 
des Sachverhalts erforderlich ist und die 
Erhebung der Daten in einem angemessenen 
Verhältnis zur Bedeutung der Sache steht. 2 Im 
Fall des Satzes 1 Nummer 2 ist die Maßnahme 
nur zulässig, wenn die Erforschung des 
Sachverhalts auf andere Weise aussichtslos 
wäre. 3 Die Erhebung gespeicherter 
(retrograder) Standortdaten ist nach diesem 
Absatz nur unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 2 zulässig. 4 Im Übrigen ist die 
Erhebung von Standortdaten nur für künftig 
anfallende Verkehrsdaten oder in Echtzeit und 
nur im Fall des Satzes 1 Nummer 1 zulässig, 
soweit sie für die Erforschung des Sachverhalts 
oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes des 
Beschuldigten erforderlich ist.  
 
(2) 1 Begründen bestimmte Tatsachen den 
Verdacht, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer eine der in Satz 2 bezeichneten 
besonders schweren Straftaten begangen hat 
oder in Fällen, in denen der Versuch strafbar ist, 
eine solche Straftat zu begehen versucht hat, 
und wiegt die Tat auch im Einzelfall besonders 
schwer, dürfen die nach § 113b des 
Telekommunikationsgesetzes gespeicherten 
Verkehrsdaten erhoben werden, soweit die 
Erforschung des Sachverhalts oder die 
Ermittlung des Aufenthaltsortes des 
Beschuldigten auf andere Weise wesentlich 
erschwert oder aussichtslos wäre und die 
Erhebung der Daten in einem angemessenen 
Verhältnis zur Bedeutung der Sache steht. 2 
Besonders schwere Straftaten im Sinne des 
Satzes 1 sind:  
 
1. aus dem Strafgesetzbuch:  



sind:  
 
1. aus dem Strafgesetzbuch:  
 
a) Straftaten des Hochverrats und der 
Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates sowie des Landesverrats und 
der Gefährdung der äußeren Sicherheit nach 
den §§ 81, 82, 89a, nach den §§ 94, 95 Absatz 
3 und § 96 Absatz 1, jeweils auch in 
Verbindung mit § 97b, sowie nach den §§ 
97a, 98 Absatz 1 Satz 2, § 99 Absatz 2 und den 
§§ 100, 100a Absatz 4,  
 
b) besonders schwerer Fall des 
Landfriedensbruchs nach § 125a, Bildung 
krimineller Vereinigungen nach § 129 Absatz 
1 in Verbindung mit Absatz 5 Satz 3 und 
Bildung terroristischer Vereinigungen nach § 
129a Absatz 1, 2, 4, 5 Satz 1 Alternative 1, 
jeweils auch in Verbindung mit § 129b Absatz 
1, 
c) Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung in den Fällen der §§ 176a, 
176b und, unter den in § 177 Absatz 6 Satz 2 
Nummer 2 genannten Voraussetzungen, des 
§ 177,  
e) Mord und Totschlag nach den §§ 211 und 
212,  
 
f) Straftaten gegen die persönliche Freiheit in 
den Fällen der §§ 234, 234a Absatz 1, 2, §§ 
239a, 239b und Zwangsprostitution und 
Zwangsarbeit nach § 232a Absatz 3, 4 oder 5 
zweiter Halbsatz, § 232b Absatz 3 oder 4 in 
Verbindung mit § 232a Absatz 4 oder 5 
zweiter Halbsatz und Ausbeutung unter 
Ausnutzung einer Freiheitsberaubung nach § 
233a Absatz 3 oder 4 zweiter Halbsatz,  
 
g) Einbruchdiebstahl in eine dauerhaft 
genutzte Privatwohnung nach § 244 Absatz 4, 
schwerer Bandendiebstahl nach § 244a 
Absatz 1, schwerer Raub nach § 250 Absatz 1 
oder Absatz 2, Raub mit Todesfolge nach § 
251, räuberische Erpressung nach § 255 und 
besonders schwerer Fall einer Erpressung 
nach § 253 unter den in § 253 Absatz 4 Satz 2 
genannten Voraussetzungen, 
gewerbsmäßige Bandenhehlerei nach § 260a 
Absatz 1, besonders schwerer Fall der 

 
a) Straftaten des Hochverrats und der 
Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates 
sowie des Landesverrats und der Gefährdung 
der äußeren Sicherheit nach den §§ 81, 82, 89a, 
nach den §§ 94, 95 Absatz 3 und § 96 Absatz 1, 
jeweils auch in Verbindung mit § 97b, sowie 
nach den §§ 97a, 98 Absatz 1 Satz 2, § 99 Absatz 
2 und den §§ 100, 100a Absatz 4,  
 
b) besonders schwerer Fall des 
Landfriedensbruchs nach § 125a, Bildung 
krimineller Vereinigungen nach § 129 Absatz 1 in 
Verbindung mit Absatz 5 Satz 3 und Bildung 
terroristischer Vereinigungen nach § 129a 
Absatz 1, 2, 4, 5 Satz 1 Alternative 1, jeweils auch 
in Verbindung mit § 129b Absatz 1, 
c) Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung in den Fällen der §§ 176, 
176c, 176d und, unter den in § 177 Absatz 6 Satz 
2 Nummer 2 genannten Voraussetzungen, des § 
177,  
 
d) Verbreitung, Erwerb und Besitz kinder- und 
jugendpornographischer Inhalte in den Fällen 
des § 184b Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 3 sowie 
des § 184c Absatz 2, 
e) Mord und Totschlag nach den §§ 211 und 212,  
 
f) Straftaten gegen die persönliche Freiheit in 
den Fällen der §§ 234, 234a Absatz 1, 2, §§ 239a, 
239b und Zwangsprostitution und Zwangsarbeit 
nach § 232a Absatz 3, 4 oder 5 zweiter Halbsatz, 
§ 232b Absatz 3 oder 4 in Verbindung mit § 232a 
Absatz 4 oder 5 zweiter Halbsatz und 
Ausbeutung unter Ausnutzung einer 
Freiheitsberaubung nach § 233a Absatz 3 oder 4 
zweiter Halbsatz,  
 
g) Einbruchdiebstahl in eine dauerhaft genutzte 
Privatwohnung nach § 244 Absatz 4, schwerer 
Bandendiebstahl nach § 244a Absatz 1, 
schwerer Raub nach § 250 Absatz 1 oder Absatz 
2, Raub mit Todesfolge nach § 251, räuberische 
Erpressung nach § 255 und besonders schwerer 
Fall einer Erpressung nach § 253 unter den in § 
253 Absatz 4 Satz 2 genannten Voraussetzungen, 
gewerbsmäßige Bandenhehlerei nach § 260a 
Absatz 1, besonders schwerer Fall der 
Geldwäsche nach § 261 unter den in § 261 
Absatz 5 Satz 2 genannten Voraussetzungen, 



Geldwäsche nach § 261 unter den in § 261 
Absatz 5 Satz 2 genannten Voraussetzungen, 
wenn die Vortat eine der in den Nummern 1 
bis 8 genannten besonders schweren 
Straftaten ist,  
 
h) gemeingefährliche Straftaten in den Fällen 
der §§ 306 bis 306c, 307 Absatz 1 bis 3, des § 
308 Absatz 1 bis 3, des § 309 Absatz 1 bis 4, 
des § 310 Absatz 1, der §§ 313, 314, 315 
Absatz 3, des § 315b Absatz 3 sowie der §§ 
316a und 316c,  
 
2. aus dem Aufenthaltsgesetz:  
 
a) Einschleusen von Ausländern nach § 96 
Absatz 2,  
 
b) Einschleusen mit Todesfolge oder 
gewerbs- und bandenmäßiges Einschleusen 
nach § 97,  
 
3. aus dem Außenwirtschaftsgesetz:  
 
Straftaten nach § 17 Absatz 1 bis 3 und § 18 
Absatz 7 und 8,  
 
4. aus dem Betäubungsmittelgesetz:  
 
a) besonders schwerer Fall einer Straftat 
nach § 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 5, 6, 10, 
11 oder 13, Absatz 3 unter der in § 29 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 1 genannten Voraussetzung,  
 
b) eine Straftat nach den §§ 29a, 30 Absatz 1 
Nummer 1, 2, 4, § 30a,  
 
5. aus dem Grundstoffüberwachungsgesetz:  
 
eine Straftat nach § 19 Absatz 1 unter den in 
§ 19 Absatz 3 Satz 2 genannten 
Voraussetzungen,  
 
6. aus dem Gesetz über die Kontrolle von 
Kriegswaffen:  
 
a) eine Straftat nach § 19 Absatz 2 oder § 20 
Absatz 1, jeweils auch in Verbindung mit § 21,  
 
b) besonders schwerer Fall einer Straftat 
nach § 22a Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 

wenn die Vortat eine der in den Nummern 1 bis 8 
genannten besonders schweren Straftaten ist,  
 
h) gemeingefährliche Straftaten in den Fällen 
der §§ 306 bis 306c, 307 Absatz 1 bis 3, des § 308 
Absatz 1 bis 3, des § 309 Absatz 1 bis 4, des § 310 
Absatz 1, der §§ 313, 314, 315 Absatz 3, des § 
315b Absatz 3 sowie der §§ 316a und 316c,  
 
2. aus dem Aufenthaltsgesetz:  
 
a) Einschleusen von Ausländern nach § 96 
Absatz 2,  
 
b) Einschleusen mit Todesfolge oder gewerbs- 
und bandenmäßiges Einschleusen nach § 97,  
 
3. aus dem Außenwirtschaftsgesetz:  
 
Straftaten nach § 17 Absatz 1 bis 3 und § 18 
Absatz 7 und 8,  
 
4. aus dem Betäubungsmittelgesetz:  
 
a) besonders schwerer Fall einer Straftat nach § 
29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 5, 6, 10, 11 oder 
13, Absatz 3 unter der in § 29 Absatz 3 Satz 2 
Nummer 1 genannten Voraussetzung,  
 
b) eine Straftat nach den §§ 29a, 30 Absatz 1 
Nummer 1, 2, 4, § 30a,  
 
5. aus dem Grundstoffüberwachungsgesetz:  
 
eine Straftat nach § 19 Absatz 1 unter den in § 19 
Absatz 3 Satz 2 genannten Voraussetzungen,  
 
6. aus dem Gesetz über die Kontrolle von 
Kriegswaffen:  
 
a) eine Straftat nach § 19 Absatz 2 oder § 20 
Absatz 1, jeweils auch in Verbindung mit § 21,  
 
b) besonders schwerer Fall einer Straftat nach § 
22a Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2,  
 
7. aus dem Völkerstrafgesetzbuch:  
 
a) Völkermord nach § 6,  
 
b) Verbrechen gegen die Menschlichkeit nach § 



2,  
 
7. aus dem Völkerstrafgesetzbuch:  
 
a) Völkermord nach § 6,  
 
b) Verbrechen gegen die Menschlichkeit nach 
§ 7,  
 
c) Kriegsverbrechen nach den §§ 8 bis 12,  
 
d) Verbrechen der Aggression nach § 13,  
 
8. aus dem Waffengesetz:  
 
a) besonders schwerer Fall einer Straftat 
nach § 51 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 
2,  
 
b) besonders schwerer Fall einer Straftat 
nach § 52 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung 
mit Absatz 5.  
 
(3) 1 Die Erhebung aller in einer Funkzelle 
angefallenen Verkehrsdaten 
(Funkzellenabfrage) ist nur zulässig,  
 
1. wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 1 Nummer 1 erfüllt sind,  
 
2. soweit die Erhebung der Daten in einem 
angemessenen Verhältnis zur Bedeutung der 
Sache steht und  
 
3. soweit die Erforschung des Sachverhalts 
oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes des 
Beschuldigten auf andere Weise aussichtslos 
oder wesentlich erschwert wäre.  
 
2 Auf nach § 113b des 
Telekommunikationsgesetzes gespeicherte 
Verkehrsdaten darf für eine 
Funkzellenabfrage nur unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 2 
zurückgegriffen werden.  
 
(4) 1 Die Erhebung von Verkehrsdaten nach 
Absatz 2, auch in Verbindung mit Absatz 3 
Satz 2, die sich gegen eine der in § 53 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 genannten Personen 
richtet und die voraussichtlich Erkenntnisse 

7,  
 
c) Kriegsverbrechen nach den §§ 8 bis 12,  
 
d) Verbrechen der Aggression nach § 13,  
 
8. aus dem Waffengesetz:  
 
a) besonders schwerer Fall einer Straftat nach § 
51 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2,  
 
b) besonders schwerer Fall einer Straftat nach § 
52 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 
5.  
 
(3) 1 Die Erhebung aller in einer Funkzelle 
angefallenen Verkehrsdaten 
(Funkzellenabfrage) ist nur zulässig,  
 
1. wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 1 Nummer 1 erfüllt sind,  
 
2. soweit die Erhebung der Daten in einem 
angemessenen Verhältnis zur Bedeutung der 
Sache steht und  
 
3. soweit die Erforschung des Sachverhalts oder 
die Ermittlung des Aufenthaltsortes des 
Beschuldigten auf andere Weise aussichtslos 
oder wesentlich erschwert wäre.  
 
2 Auf nach § 113b des 
Telekommunikationsgesetzes gespeicherte 
Verkehrsdaten darf für eine Funkzellenabfrage 
nur unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 
zurückgegriffen werden.  
 
(4) 1 Die Erhebung von Verkehrsdaten nach 
Absatz 2, auch in Verbindung mit Absatz 3 Satz 
2, die sich gegen eine der in § 53 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 5 genannten Personen richtet und 
die voraussichtlich Erkenntnisse erbringen 
würde, über die diese das Zeugnis verweigern 
dürfte, ist unzulässig. 2 Dennoch erlangte 
Erkenntnisse dürfen nicht verwendet werden. 3 
Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu 
löschen. 4 Die Tatsache ihrer Erlangung und der 
Löschung der Aufzeichnungen ist aktenkundig 
zu machen. 5 Die Sätze 2 bis 4 gelten 
entsprechend, wenn durch eine 
Ermittlungsmaßnahme, die sich nicht gegen 



erbringen würde, über die diese das Zeugnis 
verweigern dürfte, ist unzulässig. 2 Dennoch 
erlangte Erkenntnisse dürfen nicht 
verwendet werden. 3 Aufzeichnungen 
hierüber sind unverzüglich zu löschen. 4 Die 
Tatsache ihrer Erlangung und der Löschung 
der Aufzeichnungen ist aktenkundig zu 
machen. 5 Die Sätze 2 bis 4 gelten 
entsprechend, wenn durch eine 
Ermittlungsmaßnahme, die sich nicht gegen 
eine in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 
genannte Person richtet, von dieser Person 
Erkenntnisse erlangt werden, über die sie das 
Zeugnis verweigern dürfte. 6 § 160a Absatz 3 
und 4 gilt entsprechend.  
 
(5) Erfolgt die Erhebung von Verkehrsdaten 
nicht beim Erbringer von 
Telekommunikationsdiensten, bestimmt sie 
sich nach Abschluss des 
Kommunikationsvorgangs nach den 
allgemeinen Vorschriften. 
d) Verbreitung, Erwerb und Besitz kinder- 
und jugendpornographischer Inhalte in den 
Fällen des § 184b Absatz 2, § 184c Absatz 2, 

eine in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 
genannte Person richtet, von dieser Person 
Erkenntnisse erlangt werden, über die sie das 
Zeugnis verweigern dürfte. 6 § 160a Absatz 3 
und 4 gilt entsprechend.  
 
(5) Erfolgt die Erhebung von Verkehrsdaten nicht 
beim Erbringer von 
Telekommunikationsdiensten, bestimmt sie 
sich nach Abschluss des 
Kommunikationsvorgangs nach den 
allgemeinen Vorschriften. 

§ 112 
(1) 1 Die Untersuchungshaft darf gegen den 
Beschuldigten angeordnet werden, wenn er 
der Tat dringend verdächtig ist und ein 
Haftgrund besteht. 2 Sie darf nicht 
angeordnet werden, wenn sie zu der 
Bedeutung der Sache und der zu 
erwartenden Strafe oder Maßregel der 
Besserung und Sicherung außer Verhältnis 
steht.  
 
(2) Ein Haftgrund besteht, wenn auf Grund 
bestimmter Tatsachen  
 
1. festgestellt wird, daß der Beschuldigte 
flüchtig ist oder sich verborgen hält,  
 
2. bei Würdigung der Umstände des 
Einzelfalles die Gefahr besteht, daß der 
Beschuldigte sich dem Strafverfahren 
entziehen werde (Fluchtgefahr), oder  
 
3. das Verhalten des Beschuldigten den 
dringenden Verdacht begründet, er werde  
 
a) Beweismittel vernichten, verändern, 

§ 112 
(1) 1 Die Untersuchungshaft darf gegen den 
Beschuldigten angeordnet werden, wenn er der 
Tat dringend verdächtig ist und ein Haftgrund 
besteht. 2 Sie darf nicht angeordnet werden, 
wenn sie zu der Bedeutung der Sache und der zu 
erwartenden Strafe oder Maßregel der 
Besserung und Sicherung außer Verhältnis 
steht.  
 
(2) Ein Haftgrund besteht, wenn auf Grund 
bestimmter Tatsachen  
 
1. festgestellt wird, daß der Beschuldigte 
flüchtig ist oder sich verborgen hält,  
 
2. bei Würdigung der Umstände des Einzelfalles 
die Gefahr besteht, daß der Beschuldigte sich 
dem Strafverfahren entziehen werde 
(Fluchtgefahr), oder  
 
3. das Verhalten des Beschuldigten den 
dringenden Verdacht begründet, er werde  
 
a) Beweismittel vernichten, verändern, beiseite 
schaffen, unterdrücken oder fälschen oder  



beiseite schaffen, unterdrücken oder 
fälschen oder  
 
b) auf Mitbeschuldigte, Zeugen oder 
Sachverständige in unlauterer Weise 
einwirken oder  
 
c) andere zu solchem Verhalten veranlassen,  
 
und wenn deshalb die Gefahr droht, daß die 
Ermittlung der Wahrheit erschwert werde 
(Verdunkelungsgefahr). 
(3) Gegen den Beschuldigten, der einer 
Straftat nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 oder § 
13 Absatz 1 des Völkerstrafgesetzbuches oder 
§ 129a Abs. 1 oder Abs. 2, auch in Verbindung 
mit § 129b Abs. 1, oder nach den §§ 211, 212, 
226, 306b oder 306c des Strafgesetzbuches 
oder, soweit durch die Tat Leib oder Leben 
eines anderen gefährdet worden ist, nach § 
308 Abs. 1 bis 3 des Strafgesetzbuches 
dringend verdächtig ist, darf die 
Untersuchungshaft auch angeordnet 
werden, wenn ein Haftgrund nach Absatz 2 
nicht besteht. 

 
b) auf Mitbeschuldigte, Zeugen oder 
Sachverständige in unlauterer Weise einwirken 
oder  
 
c) andere zu solchem Verhalten veranlassen,  
 
und wenn deshalb die Gefahr droht, daß die 
Ermittlung der Wahrheit erschwert werde 
(Verdunkelungsgefahr). 
 
(3) Gegen den Beschuldigten, der einer Straftat 
nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 oder § 13 Absatz 1 
des Völkerstrafgesetzbuches oder § 129a Abs. 1 
oder Abs. 2, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 
1, oder nach den §§ 176c, 176d, 211, 212, 226, 
306b oder 306c des Strafgesetzbuches oder, 
soweit durch die Tat Leib oder Leben eines 
anderen gefährdet worden ist, nach § 308 Abs. 1 
bis 3 des Strafgesetzbuches dringend verdächtig 
ist, darf die Untersuchungshaft auch angeordnet 
werden, wenn ein Haftgrund nach Absatz 2 nicht 
besteht. 

§ 112a 

(1) 1 Ein Haftgrund besteht auch, wenn der 
Beschuldigte dringend verdächtig ist,  
1. eine Straftat nach den §§ 174, 174a, 176 
bis 178 oder nach § 238 Abs. 2 und 3 des 
Strafgesetzbuches oder 
2. wiederholt oder fortgesetzt eine die 
Rechtsordnung schwerwiegend 
beeinträchtigende Straftat nach den §§ 89a, 
89c Absatz 1 bis 4, nach § 125a, nach den §§ 
224 bis 227, nach den §§ 243, 244, 249 bis 
255, 260, nach § 263, nach den §§ 306 bis 
306c oder § 316a des Strafgesetzbuches 
oder nach § 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 10 
oder Abs. 3, § 29a Abs. 1, § 30 Abs. 1, § 30a 
Abs. 1 des Betäubungsmittelgesetzes oder 
nach § 4 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a 
des Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetzes  
 
begangen zu haben, und bestimmte 
Tatsachen die Gefahr begründen, daß er vor 
rechtskräftiger Aburteilung weitere 
erhebliche Straftaten gleicher Art begehen 
oder die Straftat fortsetzen werde, die Haft 
zur Abwendung der drohenden Gefahr 
erforderlich und in den Fällen der Nummer 2 

§ 112a 

(1) 1 Ein Haftgrund besteht auch, wenn der 
Beschuldigte dringend verdächtig ist,  

1. eine Straftat nach den §§ 174, 174a, 176 bis 
178, 184b Absatz 2 oder nach § 238 Abs. 2 und 3 
des Strafgesetzbuches oder 
2. wiederholt oder fortgesetzt eine die 
Rechtsordnung schwerwiegend 
beeinträchtigende Straftat nach den §§ 89a, 89c 
Absatz 1 bis 4, nach § 125a, nach den §§ 224 bis 
227, nach den §§ 243, 244, 249 bis 255, 260, nach 
§ 263, nach den §§ 306 bis 306c oder § 316a des 
Strafgesetzbuches oder nach § 29 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1, 10 oder Abs. 3, § 29a Abs. 1, § 30 
Abs. 1, § 30a Abs. 1 des 
Betäubungsmittelgesetzes oder nach § 4 Absatz 
3 Nummer 1 Buchstabe a des Neue-
psychoaktive-Stoffe-Gesetzes  
 
begangen zu haben, und bestimmte Tatsachen 
die Gefahr begründen, daß er vor rechtskräftiger 
Aburteilung weitere erhebliche Straftaten 
gleicher Art begehen oder die Straftat fortsetzen 
werde, die Haft zur Abwendung der drohenden 
Gefahr erforderlich und in den Fällen der 
Nummer 2 eine Freiheitsstrafe von mehr als 



eine Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr 
zu erwarten ist. 2 In die Beurteilung des 
dringenden Verdachts einer Tatbegehung 
im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 sind auch 
solche Taten einzubeziehen, die 
Gegenstand anderer, auch rechtskräftig 
abgeschlossener, Verfahren sind oder 
waren.  
 
(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn 
die Voraussetzungen für den Erlaß eines 
Haftbefehls nach § 112 vorliegen und die 
Voraussetzungen für die Aussetzung des 
Vollzugs des Haftbefehls nach § 116 Abs. 1, 2 
nicht gegeben sind. 

 

einem Jahr zu erwarten ist. 2 In die Beurteilung 
des dringenden Verdachts einer Tatbegehung im 
Sinne des Satzes 1 Nummer 2 sind auch solche 
Taten einzubeziehen, die Gegenstand anderer, 
auch rechtskräftig abgeschlossener, Verfahren 
sind oder waren.  
 
(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn die 
Voraussetzungen für den Erlaß eines Haftbefehls 
nach § 112 vorliegen und die Voraussetzungen 
für die Aussetzung des Vollzugs des Haftbefehls 
nach § 116 Abs. 1, 2 nicht gegeben sind. 

 
 

 
III) Änderungen des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) 

 
Anfügen der folgenden Sätze in § 23b Abs. 3 GVG  
 

Richter in Familiensachen sollen über belegbare Kenntnisse auf den Gebieten des 
Familienrechts, insbesondere des Kindschaftsrechts, des Familienverfahrensrechts und der für 
das Verfahren in Familiensachen notwendigen Teile des Kinder- und Jugendhilferechts sowie 
über belegbare Grundkenntnisse der Psychologie, insbesondere der Entwicklungspsychologie 
des Kindes, und der Kommunikation mit Kindern verfügen. Einem Richter, dessen Kenntnisse 
auf diesen Gebieten nicht belegt sind, dürfen die Aufgaben eines Familienrichters nur 
zugewiesen werden, wenn der Erwerb der Kenntnisse alsbald zu erwarten ist. Von den 
Anforderungen nach den Sätzen 3 und 4 kann bei Richtern, die nur im Rahmen eines 
Bereitschaftsdiensts mit der Wahrnehmung familiengerichtlicher Aufgaben befasst sind, 
abgewichen werden, wenn andernfalls ein ordnungsgemäßer und den betroffenen Richtern 
zumutbarer Betrieb des Bereitschaftsdiensts nicht gewährleistet wäre.  

 
 
 

IV) Änderungen des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) 
 

Überblick über die abgebildeten Normen: 

§ 33 Nichtaufnahme von Verurteilungen nach Fristablauf 

§ 34 Länge der Frist 

§ 45 Tilgung nach Fristablauf 

§ 46 Länge der Tilgungsfrist 

 

Text alt Text neu 
§ 33 
(1) Nach Ablauf einer bestimmten Frist 
werden Verurteilungen nicht mehr in das 

§ 33 
(1) Nach Ablauf einer bestimmten Frist 
werden Verurteilungen nicht mehr in das 



Führungszeugnis aufgenommen. 
(2) Dies gilt nicht bei Verurteilungen, durch 
die  
1. auf lebenslange Freiheitsstrafe erkannt 
worden ist, wenn der Strafrest nicht nach 
§ 57a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 56g 
des Strafgesetzbuchs oder im Gnadenweg 
erlassen ist, 
2. Sicherungsverwahrung angeordnet 
worden ist oder 
3. die Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus angeordnet 
worden ist, wenn ein Führungszeugnis für 
Behörden (§ 30 Abs. 5, § 31) beantragt 
wird. 
 

Führungszeugnis aufgenommen. 
(2) Dies gilt nicht bei Verurteilungen, durch 
die  
1. auf lebenslange Freiheitsstrafe erkannt 
worden ist, wenn der Strafrest nicht nach 
§ 57a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 56g 
des Strafgesetzbuchs oder im Gnadenweg 
erlassen ist, 
2. Sicherungsverwahrung angeordnet 
worden ist,  
3.die Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus angeordnet 
worden ist, wenn ein Führungszeugnis für 
Behörden (§ 30 Abs. 5, § 31) beantragt wird 
oder 
„4. wegen einer Straftat nach den §§ 176c  
oder 176d des Strafgesetzbuches erkannt  
worden ist  
a) auf Freiheitsstrafe von mindestens fünf  
Jahren oder  
b) auf Freiheitsstrafe von mindestens drei  
Jahren bei zwei oder mehr im Register 
eingetragenen Verurteilungen nach den  
§§ 176c oder 176d des Strafgesetzbuches, 
wenn ein erweitertes Führungszeugnis 
oder  
ein erweitertes Führungszeugnis für 
Behörden (§ 30 Absatz 5, § 31) beantragt 
wird. 
 

§ 34 
1) Die Frist, nach deren Ablauf eine 
Verurteilung nicht mehr in das 
Führungszeugnis aufgenommen wird, 
beträgt  
1. 
drei Jahre bei  
a) 
Verurteilungen zu  
aa) 
Geldstrafe und 
bb) 
Freiheitsstrafe oder Strafarrest von nicht 
mehr als drei Monaten, 
wenn die Voraussetzungen des § 32 Absatz 
2 nicht vorliegen, 
b) 
Verurteilungen zu Freiheitsstrafe oder 
Strafarrest von mehr als drei Monaten, 
aber nicht mehr als einem Jahr, wenn die 
Vollstreckung der Strafe oder eines 

§ 34 
1) Die Frist, nach deren Ablauf eine 
Verurteilung nicht mehr in das 
Führungszeugnis aufgenommen wird, 
beträgt  
1. 
drei Jahre bei  
a) 
Verurteilungen zu  
aa) 
Geldstrafe und 
bb) 
Freiheitsstrafe oder Strafarrest von nicht 
mehr als drei Monaten, 
wenn die Voraussetzungen des § 32 Absatz 
2 nicht vorliegen, 
b) 
Verurteilungen zu Freiheitsstrafe oder 
Strafarrest von mehr als drei Monaten, 
aber nicht mehr als einem Jahr, wenn die 
Vollstreckung der Strafe oder eines 



Strafrestes gerichtlich oder im Gnadenweg 
zur Bewährung ausgesetzt, diese 
Entscheidung nicht widerrufen worden 
und im Register nicht außerdem 
Freiheitsstrafe, Strafarrest oder 
Jugendstrafe eingetragen ist, 
c) 
Verurteilungen zu Jugendstrafe von nicht 
mehr als einem Jahr, wenn die 
Voraussetzungen des § 32 Absatz 2 nicht 
vorliegen, 
d) 
Verurteilungen zu Jugendstrafe von mehr 
als zwei Jahren, wenn ein Strafrest nach 
Ablauf der Bewährungszeit gerichtlich 
oder im Gnadenweg erlassen worden ist, 
2. 
zehn Jahre bei Verurteilungen wegen einer 
Straftat nach den §§ 174 bis 180 oder 182 
des Strafgesetzbuches zu einer 
Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe von 
mehr als einem Jahr, 
3. 
fünf Jahre in den übrigen Fällen. 
(2) Die Frist, nach deren Ablauf eine 
Verurteilung wegen einer Straftat nach 
den §§ 171, 180a, 181a, 183 bis 184g, 184i 
bis 184k, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 
233a, 234, 235 oder § 236 des 
Strafgesetzbuchs zu einer Freiheitsstrafe 
oder Jugendstrafe von mehr als einem 
Jahr nicht mehr in ein erweitertes 
Führungszeugnis aufgenommen wird, 
beträgt zehn Jahre. 
(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 
Buchstabe d, Nr. 2, Nr. 3 und des Absatzes 
2 verlängert sich die Frist um die Dauer der 
Freiheitsstrafe, des Strafarrests oder der 
Jugendstrafe. Bei Erlaß des Restes einer 
lebenslangen Freiheitsstrafe verlängert 
sich die Frist um den zwischen dem Tag 
des ersten Urteils und dem Ende der 
Bewährungszeit liegenden Zeitraum, 
mindestens jedoch um zwanzig Jahre. 
 

Strafrestes gerichtlich oder im Gnadenweg 
zur Bewährung ausgesetzt, diese 
Entscheidung nicht widerrufen worden 
und im Register nicht außerdem 
Freiheitsstrafe, Strafarrest oder 
Jugendstrafe eingetragen ist, 
c) 
Verurteilungen zu Jugendstrafe von nicht 
mehr als einem Jahr, wenn die 
Voraussetzungen des § 32 Absatz 2 nicht 
vorliegen, 
d) 
Verurteilungen zu Jugendstrafe von mehr 
als zwei Jahren, wenn ein Strafrest nach 
Ablauf der Bewährungszeit gerichtlich 
oder im Gnadenweg erlassen worden ist, 
2. 
zehn Jahre bei Verurteilungen wegen einer 
Straftat nach den §§ 174 bis 180 oder 182 
des Strafgesetzbuches zu einer 
Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe von 
mehr als einem Jahr, 
3. 
fünf Jahre in den übrigen Fällen. 
(2) Die Frist, nach deren Ablauf eine 
Verurteilung wegen einer Straftat nach 
den §§ 171, 174  
bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i bis 184l, 
201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 
234, 235  
oder § 236 des Strafgesetzbuches nicht 
mehr in ein erweitertes Führungszeugnis 
aufgenommen  
wird, beträgt  
1. zehn Jahre  
a) bei Verurteilungen zu Geldstrafe oder 
Freiheitsstrafe oder Strafarrest oder 
Jugend- 
strafe,  
b) bei einer Verurteilung, durch die eine 
freiheitsentziehende Maßregel der 
Besserung  
und Sicherung allein angeordnet worden 
ist,  
2. zwanzig Jahre bei einer Verurteilung 
wegen einer Straftat nach den §§ 176 bis 
176d des  
Strafgesetzbuches zu Freiheitsstrafe oder 
Jugendstrafe von mehr als einem Jahr.  
(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 
Buchstabe d, Nummer 2 und 3 verlängert 



sich die Frist um die Dauer der 
Freiheitsstrafe, des Strafarrests oder der 
Jugendstrafe. In den Fällen des Absatzes 2 
verlängert sich die Frist bei einer 
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe oder 
Jugendstrafe von mehr als einem Jahr um 
die Dauer der Freiheitsstrafe oder der 
Jugendstrafe. Bei Erlaß des Restes einer 
lebenslangen Freiheitsstrafe verlängert 
sich die Frist um den zwischen dem Tag 
des ersten Urteils und dem Ende der 
Bewährungszeit liegenden Zeitraum, 
mindestens jedoch um zwanzig Jahre. 
 

§ 45 
(1) Eintragungen über Verurteilungen (§ 4) 
werden nach Ablauf einer bestimmten 
Frist getilgt. 
(2) Eine zu tilgende Eintragung wird ein 
Jahr nach Eintritt der Tilgungsreife aus 
dem Register entfernt. Während dieser 
Zeit darf über die Eintragung nur der 
betroffenen Person Auskunft erteilt 
werden. 
(3) Absatz 1 gilt nicht  
1. 
bei Verurteilungen zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe, 
2. 
bei Anordnung der Unterbringung in der 
Sicherungsverwahrung oder in einem 
psychiatrischen Krankenhaus. 
 

§ 45 
(1) Eintragungen über Verurteilungen (§ 4) 
werden nach Ablauf einer bestimmten 
Frist getilgt. 
(2) Eine zu tilgende Eintragung wird ein 
Jahr nach Eintritt der Tilgungsreife aus 
dem Register entfernt. Während dieser 
Zeit darf über die Eintragung nur der 
betroffenen Person Auskunft erteilt 
werden. 
(3) Absatz 1 gilt nicht  
1. bei Verurteilungen zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe, 
2. bei Anordnung der Unterbringung in der 
Sicherungsverwahrung oder in einem 
psychiatrischen Krankenhaus oder 
3. bei Verurteilungen wegen einer Straftat 
nach den §§ 176c oder 176d des 
Strafgesetzbuches, durch die erkannt 
worden ist  
a) auf Freiheitsstrafe von mindestens fünf  
Jahren oder  
b) auf Freiheitsstrafe von mindestens drei  
Jahren bei zwei oder mehr im Register 
eingetragenen Verurteilungen nach den §§ 
176c oder 176d des Strafgesetzbuches. 
 

§ 46 
(1) Die Tilgungsfrist beträgt  
1. 
fünf Jahre 
bei Verurteilungen 
a) 
zu Geldstrafe von nicht mehr als neunzig 
Tagessätzen, wenn keine Freiheitsstrafe, 
kein Strafarrest und keine Jugendstrafe im 
Register eingetragen ist, 

§ 46 
(1) Die Tilgungsfrist beträgt  
1. fünf Jahre 
bei Verurteilungen 
a) 
zu Geldstrafe von nicht mehr als neunzig 
Tagessätzen, wenn keine Freiheitsstrafe, 
kein Strafarrest und keine Jugendstrafe im 
Register eingetragen ist, 
b) 



b) 
zu Freiheitsstrafe oder Strafarrest von 
nicht mehr als drei Monaten, wenn im 
Register keine weitere Strafe eingetragen 
ist, 
c) 
zu Jugendstrafe von nicht mehr als einem 
Jahr, 
d) 
zu Jugendstrafe von nicht mehr als zwei 
Jahren, wenn die Vollstreckung der Strafe 
oder eines Strafrestes gerichtlich oder im 
Gnadenweg zur Bewährung ausgesetzt 
worden ist, 
e) 
zu Jugendstrafe von mehr als zwei Jahren, 
wenn ein Strafrest nach Ablauf der 
Bewährungszeit gerichtlich oder im 
Gnadenweg erlassen worden ist, 
f) 
zu Jugendstrafe, wenn der Strafmakel 
gerichtlich oder im Gnadenweg als 
beseitigt erklärt worden ist, 
g) 
durch welche eine Maßnahme (§ 11 Abs. 1 
Nr. 8 des Strafgesetzbuchs) mit Ausnahme 
der Sperre für die Erteilung einer 
Fahrerlaubnis für immer und des 
Berufsverbots für immer, eine Nebenstrafe 
oder eine Nebenfolge allein oder in 
Verbindung miteinander oder in 
Verbindung mit Erziehungsmaßregeln 
oder Zuchtmitteln angeordnet worden ist, 
2. 
zehn Jahre 
bei Verurteilungen zu 
a) 
Geldstrafe und Freiheitsstrafe oder 
Strafarrest von nicht mehr als drei 
Monaten, wenn die Voraussetzungen der 
Nummer 1 Buchstabe a und b nicht 
vorliegen, 
b) 
Freiheitsstrafe oder Strafarrest von mehr 
als drei Monaten, aber nicht mehr als 
einem Jahr, wenn die Vollstreckung der 
Strafe oder eines Strafrestes gerichtlich 
oder im Gnadenweg zur Bewährung 
ausgesetzt worden und im Register nicht 
außerdem Freiheitsstrafe, Strafarrest oder 
Jugendstrafe eingetragen ist, 

zu Freiheitsstrafe oder Strafarrest von 
nicht mehr als drei Monaten, wenn im 
Register keine weitere Strafe eingetragen 
ist, 
c) 
zu Jugendstrafe von nicht mehr als einem 
Jahr, 
d) 
zu Jugendstrafe von nicht mehr als zwei 
Jahren, wenn die Vollstreckung der Strafe 
oder eines Strafrestes gerichtlich oder im 
Gnadenweg zur Bewährung ausgesetzt 
worden ist, 
e) 
zu Jugendstrafe von mehr als zwei Jahren, 
wenn ein Strafrest nach Ablauf der 
Bewährungszeit gerichtlich oder im 
Gnadenweg erlassen worden ist, 
f) 
zu Jugendstrafe, wenn der Strafmakel 
gerichtlich oder im Gnadenweg als 
beseitigt erklärt worden ist, 
g) 
durch welche eine Maßnahme (§ 11 Abs. 1 
Nr. 8 des Strafgesetzbuchs) mit Ausnahme 
der Sperre für die Erteilung einer 
Fahrerlaubnis für immer und des 
Berufsverbots für immer, eine Nebenstrafe 
oder eine Nebenfolge allein oder in 
Verbindung miteinander oder in 
Verbindung mit Erziehungsmaßregeln 
oder Zuchtmitteln angeordnet worden ist, 
1a. zehn Jahre bei Verurteilungen wegen 
einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 
180a, 181a, 182 bis 184g, 184i bis 184l, 
201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 
234, 235 oder § 236 des Strafgesetzbuches, 
wenn  
a) es sich um Fälle der Nummer 1  
Buchstabe a bis f handelt, durch sie allein 
die Unterbringung in  
einer Entziehungsanstalt angeordnet  
worden ist,“. 
2. zehn Jahre 
bei Verurteilungen zu 
a) 
Geldstrafe und Freiheitsstrafe oder 
Strafarrest von nicht mehr als drei 
Monaten, wenn die Voraussetzungen der 
Nummer 1 Buchstabe a und b nicht 
vorliegen, 



c) 
Jugendstrafe von mehr als einem Jahr, 
außer in den Fällen der Nummer 1 
Buchstabe d bis f, 
d) 
Jugendstrafe bei Verurteilungen wegen 
einer Straftat nach den §§ 171, 180a, 181a, 
183 bis 184g, 184i bis 184k, 201a Absatz 3, 
den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder § 
236 des Strafgesetzbuchs von mehr als 
einem Jahr in Fällen der Nummer 1 
Buchstabe d bis f, 
3. 
zwanzig Jahre bei Verurteilungen wegen 
einer Straftat nach den §§ 174 bis 180 oder 
182 des Strafgesetzbuches zu einer 
Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe von 
mehr als einem Jahr, 
4. 
fünfzehn Jahre 
in allen übrigen Fällen. 
(2) Die Aussetzung der Strafe oder eines 
Strafrestes zur Bewährung oder die 
Beseitigung des Strafmakels bleiben bei 
der Berechnung der Frist unberücksichtigt, 
wenn diese Entscheidungen widerrufen 
worden sind. 
(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 
Buchstabe e, Nr. 2 Buchstabe c und d 
sowie Nummer 3 und 4 verlängert sich die 
Frist um die Dauer der Freiheitsstrafe, des 
Strafarrestes oder der Jugendstrafe. 
 

b) 
Freiheitsstrafe oder Strafarrest von mehr 
als drei Monaten, aber nicht mehr als 
einem Jahr, wenn die Vollstreckung der 
Strafe oder eines Strafrestes gerichtlich 
oder im Gnadenweg zur Bewährung 
ausgesetzt worden und im Register nicht 
außerdem Freiheitsstrafe, Strafarrest oder 
Jugendstrafe eingetragen ist, 
c) 
Jugendstrafe von mehr als einem Jahr, 
außer in den Fällen der Nummer 1 
Buchstabe d bis f, 
3. 
zwanzig Jahre bei Verurteilungen wegen 
einer Straftat nach den §§ 174 bis 180 oder 
182 des Strafgesetzbuches zu einer 
Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe von 
mehr als einem Jahr, 
4. 
fünfzehn Jahre 
in allen übrigen Fällen. 
(2) Die Aussetzung der Strafe oder eines 
Strafrestes zur Bewährung oder die 
Beseitigung des Strafmakels bleiben bei 
der Berechnung der Frist unberücksichtigt, 
wenn diese Entscheidungen widerrufen 
worden sind. 
(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 
Buchstabe e, Nr. 2 Buchstabe c sowie 
Nummer 3 und 4 verlängert sich die Frist 
um die Dauer der Freiheitsstrafe, des 
Strafarrestes oder der Jugendstrafe. In 
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1a  
verlängert sich die Frist bei einer 
Verurteilung zu einer Jugendstrafe von 
mehr als einem  
Jahr um die Dauer der Jugendstrafe. 
 

 
 
 
 

V) Änderungen des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(FamFG) 

 
Überblick über die abgebildeten Normen: 
§ 68 
§ 158 



§ 158a 
§ 158b  
§ 158c 
§ 159 
 

Anfügung in § 68 Abs. 4 FamFG 
 

Zudem kann das Beschwerdegericht die persönliche Anhörung des Kindes durch 
Beschluss einem seiner Mitglieder als beauftragtem Richter übertragen, wenn es dies 
aus Gründen des Kindeswohls für sachgerecht hält oder das Kind offensichtlich nicht in 
der Lage ist, seine Neigungen und seinen Willen kundzutun. Gleiches gilt für die 
Verschaffung eines persönlichen Eindrucks von dem Kind. 
  
(5) Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 finden keine Anwendung, wenn die Beschwerde 
ein Hauptsacheverfahren betrifft, in dem eine der folgenden Entscheidungen in 
Betracht kommt:  
1. die teilweise oder vollständige Entziehung der Personensorge nach den §§ 1666 und 
1666a des Bürgerlichen Gesetzbuchs,  
2. der Ausschluss des Umgangsrechts nach § 1684 des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder  
3. eine Verbleibensanordnung nach § 1632 Absatz 4 oder § 1682 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. 

 

Text alt Text neu 
§ 158 
(1) Das Gericht hat dem minderjährigen Kind in 
Kindschaftssachen, die seine Person betreffen, 
einen geeigneten Verfahrensbeistand zu 
bestellen, soweit dies zur 
Wahrnehmung seiner Interessen erforderlich ist. 
 
(2) Die Bestellung ist in der Regel erforderlich,  
 
1. wenn das Interesse des Kindes zu dem seiner 
gesetzlichen Vertreter in erheblichem Gegensatz 
steht,  
 
2. in Verfahren nach den §§ 1666 und 1666a des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, wenn die teilweise 
oder vollständige Entziehung der Personensorge 
in Betracht kommt,  
 
3. wenn eine Trennung des Kindes von der 
Person erfolgen soll, in deren Obhut es sich 
befindet, 
 
4. in Verfahren, die die Herausgabe des 
Kindes oder eine Verbleibensanordnung zum 
Gegenstand haben, oder 
 
5. wenn der Ausschluss oder eine wesentliche 
Beschränkung des Umgangsrechts in Betracht 

§ 158  
(1) Das Gericht hat dem minderjährigen Kind 
in Kindschaftssachen, die seine Person 
betreffen, einen fachlich und persönlich 
geeigneten Verfahrensbeistand zu bestellen, 
soweit dies zur Wahrnehmung der 
Interessen des Kindes erforderlich 
ist. Der Verfahrensbeistand ist so früh wie 
möglich zu bestellen. 
(2) Die Bestellung ist stets erforderlich, wenn 
eine der folgenden Entscheidungen in 
Betracht kommt: 

 
1.  die teilweise oder vollständige 

Entziehung der Personensorge 
nach den §§ 1666 und 1666a des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

 
2.  der Ausschluss des 

Umgangsrechts nach § 1684 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs oder 

 
3.  eine Verbleibensanordnung 

nach § 1632 Absatz 4 oder 
§ 1682 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. 

(3) Die Bestellung ist in der Regel 
erforderlich, wenn 



kommt.  
 
(3) Der Verfahrensbeistand ist so früh wie 
möglich zu bestellen. Er wird durch seine 
Bestellung als Beteiligter zum Verfahren 
hinzugezogen. Sieht das Gericht in den Fällen des 
Absatzes 2 von der Bestellung eines 
Verfahrensbeistands ab, ist dies in der 
Endentscheidung zu begründen. 4 Die Bestellung 
eines Verfahrensbeistands oder deren Aufhebung 
sowie die Ablehnung einer derartigen Maßnahme 
sind nicht selbständig anfechtbar.  
 
(4) Der Verfahrensbeistand hat das Interesse des 
Kindes festzustellen und im gerichtlichen 
Verfahren zur Geltung zu bringen. Er hat das Kind 
über Gegenstand, Ablauf und möglichen Ausgang 
des Verfahrens in geeigneter Weise zu 
informieren. Soweit nach den Umständen des 
Einzelfalls ein Erfordernis besteht, kann das 
Gericht dem Verfahrensbeistand die zusätzliche 
Aufgabe übertragen, Gespräche mit den Eltern 
und weiteren Bezugspersonen des Kindes zu 
führen sowie am Zustandekommen einer 
einvernehmlichen Regelung über den 
Verfahrensgegenstand mitzuwirken. Das Gericht 
hat Art und Umfang der Beauftragung konkret 
festzulegen und die Beauftragung zu 
begründen. Der Verfahrensbeistand kann im 
Interesse des Kindes Rechtsmittel einlegen. Er ist 
nicht gesetzlicher Vertreter des Kindes.  
 
(5) Die Bestellung soll unterbleiben oder 
aufgehoben werden, wenn die Interessen des 
Kindes von einem Rechtsanwalt oder einem 
anderen geeigneten Verfahrensbevollmächtigten 
angemessen vertreten werden.  
 
(6) Die Bestellung endet, sofern sie nicht vorher 
aufgehoben wird,  
 
1. mit der Rechtskraft der das Verfahren 
abschließenden Entscheidung oder  
 
2. mit dem sonstigen Abschluss des Verfahrens.  
 
(7) Für den Ersatz von Aufwendungen des nicht 
berufsmäßigen Verfahrensbeistands gilt § 277 
Abs. 1 
entsprechend. Wird die Verfahrensbeistandschaft 
berufsmäßig geführt, erhält der 

 
1.  das Interesse des Kindes zu dem 

seiner gesetzlichen Vertreter in 
erheblichem Gegensatz steht, 

 
2.  eine Trennung des Kindes von 

der Person erfolgen soll, in deren 
Obhut es sich befindet, 

 
3.  Verfahren die Herausgabe des 

Kindes zum Gegenstand haben 
oder 

 
4.  eine wesentliche Beschränkung 

des Umgangsrechts in Betracht 
kommt. 

Sieht das Gericht in den genannten Fällen 
von der Bestellung eines 
Verfahrensbeistands ab, ist dies in der 
Endentscheidung zu begründen. 
(4) Die Bestellung endet mit der Aufhebung 
der Bestellung, mit Rechtskraft der das 
Verfahren abschließenden Entscheidung 
oder mit dem sonstigen Abschluss des 
Verfahrens. Das Gericht hebt die Bestellung 
auf, wenn 

 
1.  der Verfahrensbeistand dies 

beantragt und einer Entlassung 
keine erheblichen Gründe 
entgegenstehen oder 

 
2.  die Fortführung des Amtes die 

Interessen des Kindes gefährden 
würde. 

(5) Die Bestellung eines Verfahrensbeistands 
oder deren Aufhebung sowie die Ablehnung 
einer derartigen Maßnahme sind nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
 



Verfahrensbeistand für die Wahrnehmung seiner 
Aufgaben nach Absatz 4 in jedem Rechtszug 
jeweils eine einmalige Vergütung in Höhe von 350 
Euro. Im Fall der Übertragung von Aufgaben nach 
Absatz 4 Satz 3 erhöht sich die Vergütung auf 550 
Euro. Die Vergütung gilt auch Ansprüche auf 
Ersatz anlässlich der Verfahrensbeistandschaft 
entstandener Aufwendungen sowie die auf die 
Vergütung anfallende Umsatzsteuer ab. Der 
Aufwendungsersatz und die Vergütung sind stets 
aus der Staatskasse zu zahlen. Im Übrigen gilt § 
168 Abs. 1 entsprechend.  
 
(8) Dem Verfahrensbeistand sind keine Kosten 
aufzuerlegen.  
 
 
 
 

 
Gesetzestext neu:  
 

§ 158a 
(1) Fachlich geeignet im Sinne des § 158 Absatz 1 ist eine Person, die Grundkenntnisse auf den 
Gebieten des Familienrechts, insbesondere des Kindschaftsrechts, des Verfahrensrechts in 
Kindschaftssachen und des Kinder- und Jugendhilferechts, sowie Kenntnisse der 
Entwicklungspsychologie des Kindes hat und über kindgerechte Gesprächstechniken verfügt. 
Die nach Satz 1 erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten sind auf Verlangen des Gerichts 
nachzuweisen. Der Nachweis kann insbesondere über eine sozialpädagogische, pädagogische, 
juristische oder psychologische Berufsqualifikation sowie eine für die Tätigkeit als 
Verfahrensbeistand spezifische Zusatzqualifikation erbracht werden. Der Verfahrensbeistand 
hat sich regelmäßig, mindestens alle zwei Jahre, fortzubilden und dies dem Gericht auf 
Verlangen nachzuweisen.  
(2) Persönlich geeignet im Sinne des § 158 Absatz 1 ist eine Person, die Gewähr bietet, die 
Interessen des Kindes gewissenhaft, unvoreingenommen und unabhängig wahrzunehmen. 
Persönlich ungeeignet ist eine Person stets dann, wenn sie rechtskräftig wegen einer Straftat 
nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 178, 180, 180a, 181a, 182 bis 184c, 184e bis 184g, 184i bis 
184k, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder § 236 des Strafgesetzbuchs 
verurteilt worden ist. Zur Überprüfung der Voraussetzungen des Satzes 2 soll sich das Gericht ein 
erweitertes Führungszeugnis von der betreffenden Person (§ 30a des 
Bundeszentralregistergesetzes) vorlegen lassen oder im Einverständnis mit der betreffenden 
Person anderweitig Einsicht in ein bereits vorliegendes erweitertes Führungszeugnis nehmen. 
Ein solches darf nicht älter als drei Jahre sein. Aktenkundig zu machen sind nur die 
Einsichtnahme in das erweiterte Führungszeugnis des bestellten Verfahrensbeistands, das 
Ausstellungsdatum sowie die Feststellung, dass das erweiterte Führungszeugnis keine 
Eintragung über eine rechtskräftige Verurteilung wegen einer in Satz 2 genannten Straftat 
enthält.  
 

 
§ 158b  
(1) Der Verfahrensbeistand hat das Interesse des Kindes festzustellen und im gerichtlichen 



Verfahren zur Geltung zu bringen. Er soll zu diesem Zweck auch eine schriftliche Stellungnahme 
erstatten. Der Verfahrensbeistand hat das Kind über Gegenstand, Ablauf und möglichen 
Ausgang des Verfahrens in geeigneter Weise zu informieren. Endet das Verfahren durch 
Endentscheidung, soll der Verfahrensbeistand den gerichtlichen Beschluss mit dem Kind 
erörtern.  
(2) Soweit erforderlich kann das Gericht dem Verfahrensbeistand die Aufgabe übertragen, 
Gespräche mit den Eltern und weiteren Bezugspersonen des Kindes zu führen sowie am 
Zustandekommen einer einvernehmlichen Regelung über den Verfahrensgegenstand 
mitzuwirken. Das Gericht hat Art und Umfang der Beauftragung konkret festzulegen und die 
Beauftragung zu begründen.  
(3) Der Verfahrensbeistand wird durch seine Bestellung als Beteiligter zum Verfahren 
hinzugezogen. Er kann im Interesse des Kindes Rechtsmittel einlegen. Der Verfahrensbeistand 
ist nicht gesetzlicher Vertreter des Kindes.  

 
§ 158c 
(1) Führt der Verfahrensbeistand die Verfahrensbeistandschaft berufsmäßig, erhält er für die 
Wahrnehmung seiner Aufgaben in jedem Rechtszug jeweils eine einmalige Vergütung von 350 
Euro. Im Fall der Übertragung von Aufgaben nach § 158b Absatz 2 erhöht sich die Vergütung auf 
550 Euro. Die Vergütung deckt auch Ansprüche auf Ersatz anlässlich der 
Verfahrensbeistandschaft entstandener Aufwendungen ab.  
(2) Für den Ersatz von Aufwendungen des nicht berufsmäßigen Verfahrensbeistands ist § 277 
Absatz 1 entsprechend anzuwenden.  
(3) Der Aufwendungsersatz und die Vergütung sind stets aus der Staatskasse zu zahlen. Im 
Übrigen gilt § 168 Absatz 1 entsprechend.  
(4) Dem Verfahrensbeistand sind keine Kosten aufzuerlegen.  

 
Text alt Text neu 
§ 159 
(1) 1 Das Gericht hat das Kind 
persönlich anzuhören, wenn es das 14. 
Lebensjahr vollendet hat. 2 Betrifft das 
Verfahren ausschließlich das Vermögen des 
Kindes, kann von einer persönlichen 
Anhörung abgesehen werden, wenn eine 
solche nach der Art der Angelegenheit nicht 
angezeigt ist.  
 
(2) Hat das Kind das 14. Lebensjahr 
noch nicht vollendet, ist es persönlich 
anzuhören, wenn die Neigungen, 
Bindungen oder der Wille des Kindes für die 
Entscheidung von Bedeutung sind oder 
wenn eine persönliche Anhörung 
aus sonstigen Gründen angezeigt ist.  
 
(3) 1 Von einer persönlichen Anhörung 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 darf das 
Gericht aus schwerwiegenden Gründen 
absehen. 2 Unterbleibt eine Anhörung allein 
wegen Gefahr im Verzug, ist sie unverzüglich 
nachzuholen. 

§ 159 
(1) Das Gericht hat das Kind persönlich 
anzuhören und sich einen persönlichen 
Eindruck von dem Kind zu verschaffen.  
(2) Von der persönlichen Anhörung und der 
Verschaffung eines persönlichen Eindrucks nach 
Absatz 1 kann das Gericht nur absehen, wenn  
1. ein schwerwiegender Grund dafür vorliegt,  
2. das Kind offensichtlich nicht in der Lage ist, 
seine Neigungen und seinen Willen kundzutun,  
3. die Neigungen, Bindungen und der Wille des 
Kindes für die Entscheidung nicht von 
Bedeutung sind und eine persönliche Anhörung 
auch nicht aus anderen Gründen angezeigt ist 
oder  
4. das Verfahren ausschließlich das Vermögen 
des Kindes betrifft und eine persönliche 
Anhörung nach der Art der Angelegenheit nicht 
angezeigt ist.  
Satz 1 Nummer 3 ist in Verfahren nach den §§ 
1666 und 1666a des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
die die Person des Kindes betreffen, nicht 
anzuwenden. Das Gericht hat sich in diesen 
Verfahren einen persönlichen Eindruck von dem 



 
(4) 1 Das Kind soll über den Gegenstand, 
Ablauf und möglichen Ausgang des 
Verfahrens in einer geeigneten und seinem 
Alter entsprechenden Weise informiert 
werden, soweit nicht Nachteile für seine 
Entwicklung, Erziehung oder Gesundheit zu 
befürchten sind. 2 Ihm ist Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. 3 Hat das Gericht dem 
Kind nach § 158 einen Verfahrensbeistand 
bestellt, soll die persönliche Anhörung in 
dessen Anwesenheit stattfinden. 4 Im 
Übrigen steht die Gestaltung der 
persönlichen Anhörung im Ermessen des 
Gerichts.  
 

Kind auch dann zu verschaffen, wenn das Kind 
offensichtlich nicht in der Lage ist, seine 
Neigungen und seinen Willen kundzutun.  
(3) Sieht das Gericht davon ab, das Kind 
persönlich anzuhören oder sich einen 
persönlichen Eindruck von dem Kind zu 
verschaffen, ist dies in der Endentscheidung zu 
begründen. Unterbleibt eine Anhörung oder die 
Verschaffung eines persönlichen Eindrucks 
allein wegen Gefahr im Verzug, ist sie 
unverzüglich nachzuholen.  
(4) Das Kind soll über den Gegenstand, Ablauf 
und möglichen Ausgang des Verfahrens in einer 
geeigneten und seinem Alter entsprechenden 
Weise informiert werden, soweit nicht Nachteile 
für seine Entwicklung, Erziehung oder 
Gesundheit zu befürchten sind. Ihm ist 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Hat das 
Gericht dem Kind nach § 158 einen 
Verfahrensbeistand bestellt, soll die persönliche 
Anhörung und die Verschaffung eines 
persönlichen Eindrucks in dessen Anwesenheit 
stattfinden. Im Übrigen steht die Gestaltung der 
persönlichen Anhörung im Ermessen des 
Gerichts.“  
 

 
 

 
VI) Änderungen des Jugendgerichtsgesetzes (JGG)  

 
Einfügung nach dem ersten Satz des § 37 JGG: 
 

Sie sollen über Kenntnisse auf den Gebieten der Kriminologie, Pädagogik und 
Sozialpädagogik sowie der Jugendpsychologie verfügen. Einem Richter oder 
Staatsanwalt, dessen Kenntnisse auf diesen Gebieten nicht belegt sind, sollen die 
Aufgaben eines Jugendrichters oder Jugendstaatsanwalts erstmals nur zugewiesen 
werden, wenn der Erwerb der Kenntnisse durch die Wahrnehmung von einschlägigen 
Fortbildungsangeboten oder eine anderweitige einschlägige Weiterqualifizierung 
alsbald zu erwarten ist.  
(2) Von den Anforderungen des Absatzes 1 kann bei Richtern und Staatsanwälten, die 
nur im Bereitschaftsdienst zur Wahrnehmung jugendgerichtlicher oder 
jugendstaatsanwaltlicher Aufgaben eingesetzt werden, abgewichen werden, wenn 
andernfalls ein ordnungsgemäßer und den betroffenen Richtern und Staatsanwälten 
zumutbarer Betrieb des Bereitschaftsdiensts nicht gewährleistet wäre.  
(3) Als Jugendrichter beim Amtsgericht oder als Vorsitzender einer Jugendkammer 
sollen nach Möglichkeit Personen eingesetzt werden, die bereits über Erfahrungen aus 
früherer Wahrnehmung jugendgerichtlicher oder jugendstaatsanwaltlicher Aufgaben 
verfügen. Davon kann bei Richtern, die nur im Bereitschaftsdienst Geschäfte des 
Jugendrichters wahrnehmen, abgewichen werden. Ein Richter auf Probe darf im ersten 



Jahr nach seiner Ernennung Geschäfte des Jugendrichters nicht wahrnehmen. 
 


